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Das Abonnement 
auf dies mit Ausnahme der 
Sonntage täglich erſcheinende 
Blatt beträgt vierteljährlich 
für die Stadt Poſen 1½ Thlr., 
für ganz Preußen 1 Thlr. 

24½ Sgr. 
Beſtellungen 
nehmen alle Poſtanſtalten des 
In- und Auslandes an. 


Voſen 


Dienſtag den 12. Januar 1864. 


er Zeitung. 


9. 


Inſerate 
(1%, Sgr. für die fünfgeſpal⸗ 
tene Zeile oder deren Raum, 
Reklamen verhältnißmäßig 
höher) ſind an die Expedi⸗ 
tion zu richten und werden 
für die an demſelben Tage er⸗ 
ſcheinende Nummer nur bis 
10 Uhr Vormittags an⸗ 
genommen. 


Amtliches. 


Berlin, 12. Januar. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigit 
eruht: Dem Geheimen Rechnungsrath im Miniſterium des Königlichen 
auſes und erſten Treſorier Geiling, unter Belaſſung in dieſer Stellung, 
zugleich zum Verwalter und Rendanten Allerhöchſtihrer Schatulle zu ernen⸗ 
nen; jo wie dem Geheimen expedirenden Sekretär Jakob Rudolph Mer⸗ 
ten, dem Geheimen Regiſtrator Leopold Vormeng und dem Geheimen 
expedirenden Sekretär Hermann Friedrich Hugo Oertel, ſämmtlich 
vom Handelsminiſterium, den Charakter als Kanzleirath zu verleihen. 

Zu Bankrendanten ſind ernannt: der Buchhalter Gnade, erſter Vor⸗ 
ſtandsbeamter der Kank⸗Kammandite zu Thorn, der Buchhalterei⸗Aſſiſtent 
kei iſtent, Bückling, erſter Vorſtandsbeamter der Bank⸗Kommandite zu 
Elbing, der Buchhalterei⸗-Aſſiſtent Lehrs, zweiter Vorſtandsbeamter des 
Banktomtoirs zu Danzig, und der Buchhaltexei⸗Aſſiſtent Faelligen, erſter 
Vorſtandsbeamter der Bankkommandite zu Siegen. Zu Bankkaſſirern find 
ernannt: der Buchbalter Schiller, zweiter Vorſtandsbeamter der Bank⸗ 
kommandite zu Elberfeld, der e eee Schmidt J., zweiter 
Vorſtandsbeamter der Bankkommandite zu Elbing und der Buchhaltereiaſſi⸗ 
ſtent Fiſcher, zweiter Vorſtandsbeamter der Bankkommandite zu Siegen. 


Telegramme der Poſener Zeilung. 

Wien, Montag, 11. Januar Mittags. In der heu⸗ 
tigen Sitzung des Unterhauſes erfolgte die Mittheilung 
eines Schreibens des Finanzminiſters, durch welches ein 
außerordentlicher Kredit von 14 Millionen zum Militärbud⸗ 
get gefordert wird. Von dieſen 14 Millionen ſind 4 Mil⸗ 
lionen zu Kriegspräſtationen und zu Kriegsſchädenvergüti⸗ 
gungen aus dem Jahre 1859 beſtimmt, während die wei⸗ 
teren 10 Millionen auf Veranlaſſung der Bundesexekution 
in Holſtein beanſprucht werden. — Abgeordneter Mühlfeld 
und Genoſſen richten in Bezug auf die ſchleswig⸗holſtein⸗ 
ſche Angelegenheit an den Miniſter des Auswärtigen eine 
Interpellation folgenden Inhalts: 

1) Iſt die von den Regierungen Oeſtreichs und Preu⸗ 
ßens bisher beoabachtete Politik nur Ergebniß des von 
dem Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten gege— 
benen Rathes oder theilt das Geſammtminiſterium die 
Verantwortlichkeit für dieſe Politik? 

2) Iſt die Regierung gewillt, im Falle durch den Bund 

ihren Anſichten entgegenſtehende Beſchlüſſe gefaßt wen 
dies verweigern ſollte? Oder 

3) werde in ſolchem Falle die Ausführung, ſelbſt auf die 
Gefahr der Auflöſung des deutſchen Bundes und eines 
deutſchen Bürgerkrieges hin, verweigert werden, und 
wie weit gehe das Einverſtändniß mit Preußen? 
Frankfurt a. M., Montag 11. Januar, Nachmitt. 

In einer heute ſtattgehabten Extraſitzung des Bundestages 
ſtellten Oeſtreich und Preußen erneut den dringlichen Antrag, 
Dänemark aufzufordern, das Novembergrundgeſetz zurück— 
zunehmen, widrigenfalls die ſofortige Okkupation Schles- 
wigs ſtatthaben werde. Die Abſtimmung über dieſen An⸗ 
trag wird nächſten Donnerſtag erfolgen. 

Leipzig, Montag 11. Januar, Abends. Heute wurde 
dem hier anweſenden Könige die Adreſſe der Volksverſamm⸗ 
lung vom 9. d., betreffend die ſchleswig⸗holſteinſche Angele- 
genheit, durch eine Deputation überreicht. Der König 
äußerte hierbei: Er freue ſich, daß die öffentliche Meinung 
und beſonders auch die Stimmen beſonnener Männer ſich 
entſchieden für die Sache Schleswig-Holſteins ansſprächen. 
Der Erfolg liege nicht in ſeiner Hand, doch würde er un— 
wandelbar an der Sache der Herzogthümer feſthalten. 

Bald nach der Ueberreichung der Adreſſe bewegte ſich ein 
großer Zug, in welchem ſich der Stadtrath, die Stadtver⸗ 
ordneten, Profeſſoren, Studenten und viele Bürger der 
Stadt befanden, nach dem königlichen Palais. Ein von 
einem der Anweſenden auf den König, als den Schirmherrn 
deutſchen Rechts und deutſcher Ehre ausgebrachtes Hoch 
wurde von der ganzen Verſammlung endlos wiederholt. Der 
König dankte vom Balkon aus und ſagte zu den Deputa⸗ 
tionen der Stadt und der Studentenſchaft: Er freue ſich 
ſehr über die volle Uebereinſtimmung zwiſchen ihm und ſeinem 
Volke. Es handle ſich um ein ſchweres Unternehmen, man 
müſſe auf Gott vertrauen. Das Anerbieten der Studen- 
tenſchaft, auf ſeinen Ruf unter die Fahnen eilen zu wollen, 
werde er vielleicht ſpäter annehmen. i 

London, 11. Januar. Das Haus Hambro et Jon hierſelbſt 


wird eine fünſprozentige däniſche Anleihe auflegen. Der Betrag der- 


ſelben it 1,200,000 Pfund, der Emiffonskurs 93. 

Altona, 11. Januar. Das Schloß Gottorp müſſen die Be- 
wohner — Unteroſſiziersſamilien — binnen 24 Stunden räumen, 
weil die ſchleswigſche Regierung dahin verlegt werden fol. Es 
heißt, der König und die Königin werden eventuell dort Beſidenz 


nehmen. — Die „Flensburger Zeitung“ vom 11. Januar meldet ge- 
rüchtsweiſe, die Auguftenburger Partei habe eine Huldigungsadreſſe 
nach Kiel geſandt. 12 


2 Die Armeen der deutſchen Mittelſtaaten. 


Die Armeen der deutſchen Mittelſtaaten, und namentlich die Han | 
növerſchen und ſächſiſchen Truppen, beſitzen augenblicklich wegen ihrer 
Theilnahme an dem holſteinſchen Exekutions⸗ und hoffentlich zuletzt doch 
noch Oceupationsfeldzuge, wie um der innigen Beziehungen der meiften | 
mitt eldeutſchen Regierungen zu der ſchleswig⸗holſteinſchen Frage willen, 
ein genügendes Intereſſe, um einige Mittheilungen über den Beſtand, 
die Stärke und Zuſammenſetzung dieſer bisher vielleicht zu wenig beobach⸗ 
teten kleineren Armeen hier willkommen erſcheiuen zu laſſen. 

Zunächſt gilt jedoch zu vermerlen, daß wenigſtens die bayriſche Ar⸗ 
mee gar nicht zu den kleineren Armeen gezählt werden darf, ſondern daß 
die geſammte Wehrkraft dieſes deutſchen Staates für ſich allein der Dä⸗ 
nemarks um beinahe das Vierfache überlegen iſt und der geſammten 
Kriegsmacht der drei ſtandinaviſchen Reiche mehr als gewachſen ſein 
würde. Es bleibt dabei freilich zu erwähnen, daß dieſe Armee zur Ent⸗ 
wickelung des ganzen ihr möglichen Stärkeſtandes zuvor noch der Errich- 
tung neuer Truppenkörper bedürfen würde. 

Speciell befindet ſich gegenwärtig die bayriſche Armee in einem 
Umbildungsprozeß begriffen, indem aus den vorhandenen 16 Infanterie⸗ 
Regimentern, à 3 Bataillonen zu je 6 Kompagnien, 24 Regimenter a 
3 Bataillone zu je 4 Kompagnien, und aus den vorhandenen Jäger⸗ 
Bataillonen, a 5 Kompagnien, deren 8, a 4 Kompagnien, gebildet wer⸗ 
den ſollen. an 

Die Umformung der bis dahin beſtandenen 8 Kavallerieregimenter 
(2 Küraſſier⸗ und 6 Cheveauxlegers), a 7 Escadrons, in 12, a 4 Esca⸗ 
drons, dabei 2 Ulanen⸗ und 2 Huſaren⸗Regimenter, hat Ausgang vori- 
gen Jahres ſchon ſtattgefunden. Die Artillerie, drei Regimenter zu Fuß 
zu je 12 Kompagnien, davon 8 mit beſpannten Batterien zu je 6 Ges 


ſchützen ausgerüſtet, und 1 reitenden Artillerie - Regiment zu je 6 Batte⸗ 


rien und 4 Geſchützen, bleibt vorläufig unverändert. Das Genie iſt in 
einem Regiment zu 8 Kompagnien formirt. Außerdem beſtehen an 
ſtehenden Truppen noch 2 Warniſon⸗Kompagnien (Bataillone in der 
Geſammtſtärke von 1280 Mann, 3 Sanitätskompagnien und ſtarke 
Friedensſtämme für Train und Fuhrweſen. a . 
Die bayriſchen Truppen haben ſich allezeit, was ihre Tapferkeit, 
Ausdauer und Ertragungsfäh igkeit betrifft, vortrefflich bewieſen, nur er⸗ 
ſcheint die materielle Seite, in dem Bedürfniß nach Speiſe und Trant 


. hen Trunpen 


r A ert ihnen aun Loe ‚ni 915 ! Hm me 9.1 2 
ERS ihre Disciplin und Verträglichteit hat namentlich bei den oberbayriſchen 


Truppen gelegentlich viel zu wünſchen übrig gelaſſen. Die Bewaffnung 
und Ausrüſtung der geſammten Armee iſt durchaus den Erforderniſſen 
der Zeit angepaßt. Die Kriegsſtärke derſelben beläuft ſich auf 103,314 
Mann, wozu aber noch über 90,000 ausexercirte Reſerven hinzutreten. 
Noch tritt dazu eine aus den nicht in der Armee dienenden, anſäſſigen 
Mannſchaften gebildete und als Landwehr bezeichnete Nationalgarde, welche 
nach den letzten amtlichen Angaben 56,500 Mann ſtark war, aber nur 
zur Theilnahme an der eigentlichen Landesvertheidigung verpflichtet iſt. 
Die Dienſtzeit umfaßt wie in beinahe allen deutſchen Mittelſtaaten ſechs 
Jahre, davon zwei aktiv bei der Fahne, mit Loskauf und Stellvertretung. 

Sachſen beſitzt an ſtehenden Truppenſtämmen in vier Linien⸗ und 
einer Jägerbrigade zu je 4 Bataillonen 20 Bataillone, 4 Reiterregimen⸗ 
ter, a je 2 Regimenter a 5 Escadrons, ein Fußartillerieregiment zu drei 
Bataillonen mit LO beſpannten Batterien, a 6 Geſchützen, eine reitende 
Artilleriebrigade zu 2 Batterien, eine Pionier- und eine Pontonnierkom⸗ 
pagnie, wie auch einen ſtarken Stamm für das Fuhrweſen und den Train. 
Für den Krieg tritt noch eine Reſerve-Infanteriebrigade zu 4 Linien⸗ 
und einem Jägerbataillon hinzu. Ohne dieſelbe beſteht die Armee auf 
dem Kriegsfuße aus 25,396 Kombattanten. Die Bewaffnung und die 
Eigenſchaften dieſer Truppen können in jeder Beziehung als gut bezeich⸗ 
net werden. 

Die hannöverſche Armee beſteht aus 8 Infanterieregimentern, à 2 
Bataillone, 4 Jägerbataillon, die einen wie die andern zu je 4 Kom⸗ 
pagnien, 2 Küraſſier⸗, 2 Dragoner- und 2 Huſarenregimenter à 6 Es⸗ 
kadrons, eine reitende Artilleriebrigade zu 2 Batterien, 3 Bataillone 
Fußartillerie zu je 3 Batterien und 1 Packkompagnie, 1 Pionier- und 1 
Pontonierkompaguie. Die Kriegsſtärke dieſer Armee beträgt 26,497 
Mann. Die Bewaffnung und Ausrüſtung ſind vortrefflich, die letztere 
nach preußiſchem Muſter. Die Hannoveraner ſind ſeit alter Zeit ſtets 
mit zu ben beſten deutſchen Truppen gerechnet worden und haben dieſen 
ihren alten Ruhm auch noch in dem letzten däniſchen Kriege von 1848 
bei allen Gelegenheiten bewahrheiteten. 

Württemberg verfügt an ſtehenden Truppen über 8 Infanterie⸗ 
Regimenter à 2 Bataillone und 2 Jägerbataillone zu je 4 Kompagnien, 
1 Leibgardeſchwadron, 4 Reiterregimenter à 4 Eskadrons, 1 reitende 
Feldjägerabtheilung, ein Artilferieregiment mit 7 Batterien, 1 Pionier⸗ 
abtheilung von 2 Kompagnien, 1 Sanitätskompagnie, 3 Beſatzungs⸗ 
Artilleriekompagnien und 2 Train⸗ und Fuhrweſenkompagnien. Die 
Kriegsſtärke dieſer Truppen beträgt 25,065 Mann. Die Beſchaffenheit 
derſelben, deren Bewaffnung und Ausrüſtung können als gut bezeichnet 
werden. Für den Kriegsfall tritt übrigens hierzu noch eine für die Dienjt- | 
pflichtigen bis zum 32. Lebensjahre ausgedehnte Landwehr, ebenfalls in 
16 Bataillonen und in einer Stärke von, nach den letzten amtlichen An⸗ 
gaben von 1855, 11,600 Mann. 

„Baden unterhält an ſtehenden Truppen 1 Grenadier⸗ und 4 Linien⸗ 


Regimenter zu je 2 Bataillone, 2 Füſilier⸗ und 1 Jägerbataillon, durch⸗ 


gängig zu 4 Kompagnien. 3 Dragonerregimenter A 4 Eskadrons, 1 Ars 


tillerieregiment mit 5 Feldbatterien und 4 Feſtungskompagnien und 1 


Kompagnie Pionirere. Auf dem Kriegsſtand beträgt, die dann zu bilden⸗ 
den Erſatzabtheilungen aller Waffen mit 3334 Mann eingerechnet, deſſen 


Truppenmacht 18,378 Mann. Die Ausrüftung und Bewaffnung dieſer 
Truppen iſt ganz nach preußiſchem Muſter und allen Erforderniſſen 
der Zeit entſprechend. Das badiſche Kontingent iſt neuerdings überhaupt 


immer als muſtergültig betrachtet worden. 


Von den übrigen deutſchen Kontingenten dürfen nur noch die von 


Kurheſſen und Heſſen-Darmſtadt eine allgemeinere Bedeutung bean⸗ 


ſpruchen. Das erſtere beſteht aus 10 Bataillonen, 10 Eskadrons, 4 
Batterien und 1 Pionierkompagnie, das letztere aus 8 Bataillonen, 2 
Reiterregimentern, 4 Batterien und ebenfalls 1 Pionierkompagnie. Die 
übrigen deutſchen Mittelſtaaten, wie Naſſau, Oldenburg, Braunſchweig, 
Mecklenburg⸗Schwerin unterhalten durchgängig nur 4 bis 5 Bataillone 
mit 3 bis 4 Eskadrons und einer auch wohl zwei Batterien. Holſtein 
mit Lauenburg und ebenſo Luxemburg und Limburg müſſen vorläufig 
jedenfalls als ausfallend gerechnet werden. Die lleinen Staaten mit 
Mecklenburg⸗Strelitz, Hamburg, Lübeck, Bremen, ſtellen zuſammen 22 
Bataillone, Hamburg außerdem noch 2 Eskadrons und 1 Jägerabthei⸗ 
lung. Im Total betragen die unmittelbar ſchon für den Frieden vor⸗ 
bereiteten rein deutſchen Streitkräfte 181 Bataillone, 154 Eskadrons, 
75 Batterien und 19 Pionierkompagnien und dürfen ohne ihre Erſatz⸗ 
und Reſerveabtheilung auf etwa 240,000 Mann berechnet werden. 


Deutſchland. 

Preußen. Berlin, 11. Januar. [Die Situation.] Der 
„Rh. Ztg.“ ſchreibt man von hier: Die Abgeordneten berechnen bereits den 
Tag, an welchem ſie heimkehren würden. Weit über die neue Woche hinaus wird 
es damit wohl nicht dauern. Daß für Preußen die Stunde einer großen Ent⸗ 
ſcheidung ſchlägt, iſt gewiß, und daraus erklären ſich auch die Nachrichten 
über die wieder lebhaft gewordenen Meinungsverſchiedenheiten bei Hofe. 
Die Nachricht der „Coburger Zeitung“, daß der Kronprinz ſich neuerdings 
gegen die Politik des Herrn v. Bismarck ausgeſprochen habe, wird be⸗ 
ſtätigt; aber eben ſo gewiß iſt, daß dieſer Widerſpruch gerade ſo kräftig 
und deshalb gerade ſo erfolgreich geweſen iſt, als frühere Auslaſſungen. 
Das Einzige, was die bei Hofe der Bismarck'ſchrn Politik widerſpre⸗ 
chenden Perſonen jetzt erreichen zu können glauben, iſt, daß der Schluß 
des Landtags, für den Herr v. Bismarck den 20. d. M. als äußerſten 
Termin in Ausſicht genommen haben ſoll, um etwa 6 Wochen hinaus⸗ 
gerückt werde. Dieſe Partei — wenn fie dieſe Bezeichnung verdient — 
ſoll die Ueberzeugung feſthalten, daß Preußen noch vor Eintritt der bes⸗ 


ſeren Jahreszeit zu einer auswärtigen Aktion gedrängt und daß dann =, 


der Zellnunkt gekommen fein werde, wo die Landesvertretung außeror⸗ 
dentüche [5 it 2 lich meh e Bi 8 u * * au 1 — b 
Fests Hertun Bemacck, der Geldpunkt mache überhaupt keine 
Schwierigteiten. Fur den Fall der Noth biete der Staatsſchatz einen Beſtaͤnd 
von 2½ Mill. und allenfalls müßten die Bank und die Seehandlung mit 
ihrem Kredite helfen; ſei man über ſo manche Schwierigkeiten, die in 
der Verfaſſung liegen ſollten, hinweggelommen, jo werde man auch die 
Bedenken, welche wegen Erlangung außerordentlicher Hülfsmittel geltend 
gemacht werden könnten, überwinden; fahre man nur fort, die Ver⸗ 
faſſung iu der richtigen Weiſe auszulegen, jo könne man die Leute, die 
am Dönhofsplatze tagen, getroſt weiter reden laſſen — in den Wind; 
die Dinge möchten kommen, wie fie wollten, am Ende müfje doch das 
Land für Alles aufkommen. - 

— Wie die „BH.“ aus guter Quelle erfährt, hat der engliſche 
Botſchafter am Sonnabend aus London die Nachricht erhalten, die 
Konferenz in der deutſch⸗däniſchen Streitſache werde wahr⸗ 
ſcheinlich zu Stande kommen und in London abgehalten werden. Man 
nimmt hiernach an, Frankreich habe ſeine Zurückhaltung aufgegeben und 
ſich zuſtimmend geäußert. Der Zuſtimmung der übrigen Mächte, welche 
den Londoner Vertrag vom 8. Mai 1852 unterzeichnet haben, glaubte 
man ſchon früher gewiß zu ſein. 

— Aus Paris wird der „Kreuzzeitung“ zur Frage der Koufe⸗ 
renz geſchrieben, es beſtätige ſich vollkommen, daß der Miniſter Drouyn 
de Lhuys dem engliſchen Botſchafter, Lord Cowley, erklärt habe, Frank⸗ 
reich könne ſich an einer Konferenz über die deutſch⸗däniſche Frage nur 
unter der Bedingung betheiligen, daß der deutſche Bund ſich anheiſchig 
mache, den Beſchluß der Konferenz als rechtskräftig anzuerkennen. 

— Ueber die Suspenſion des Landraths v. Young zu 
Strasburg verlautet, daß die Regierung in Marienwerder ihn aufgefor⸗ 
dert hätte, den Regierungs⸗Supernumerar Hellmich ſeiner amtlichen 
Stellung in Lautenburg zu entheben, Herrn Vogel wieder einzufeßen 
und die Lautenburger Angelegenheit überhaupt in beſtmöglichſter Weiſe 
zu arrangiren. Herr v. Young weigerte ſich, dieſem Beſchluß Folge zu 
geben und wurde deshalb ab officio ſuspendirt. Man erzählt ſich auch, 
daß Herr v. Young eine amtliche Depeſche an Se. Maj. den König ab⸗ 
geſchickt und in derſelben um Schutz gegen die k. Regierung zu Marien⸗ 
werder gebeten haben ſoll. 

— Es liegt nahe, ſagt die „Patr. Z.“, die Zurdispoſitionsſtellung 
des Landraths v. Young mit den letzten Vorgängen in Betreff des Ab- 
geordneten v. Hennig in Zuſammenhang zu bringen. Allerdings ſte⸗ 
hen beide Vorgänge in Verbindung, indeß iſt keineswegs das Verhalten 
des Herrn v. Young in der Hennigſchen Angelegenheit nächte und Haupt⸗ 
Veranlaſſung ſeiner Amtsenthebung; letztere hat vielmehr ihren Grund 
zunächſt in gewiſſen außeramtlichen Verhältniſſen, gegen die die Regie⸗ 
rung nicht länger ihr Auge verſchließen konnte. 

C. S. — Um unſere Truppen an der holſteinſchen Grenze gegen 


die ſtrenge Kälte zu ſchützen, ſollen 50,000 Stück parchentne Unterhoſen 


für die Mannſchaften, ſowie wollene Socken auf Allerhöchſten Befehl ſo⸗ 


fort beſchafft werden. Pelze ſind noch nicht überwieſen, da deren ſofortige 
Beſchaffung in großer Anzahl nicht anging. Die Lieferung wird wahrſchein⸗ 
lich im Wege der Lieitation vergeben werden. Ueber alle Ausgaben, die für die 
Mobilmachung des einen Armeekorps erwachſen, wird ein beſonderes Conto 
bei den Behörden und Truppen geführt, um die ſpätere Abrechnung mit dem 
Bunde zu erleichtern. — Unſere Andeutungen über das Auftreten des 


Herrn Quaade beftätigen ſich. Wenn Dänemark erklärt, die Verein⸗ 
barungen von 1851 und 52 ſeien unausführbar, ſo wird Preußen wahr⸗ 
ſcheinlich fordern, daß Dänemark Aequioalente für dieſelben biete. Die 
Borſe war heute in Folge der friedlichen Gerüchte à la hausse. 
Oeſtreich. Wien, 9. Jan. [Franzöſiſche Emiſſäre.] 
Seit einiger Zeit treiben ſich hier franzöſiſche Emiſſäre herum, welche es 
ſich zur Aufgabe gemacht haben, den Geiſt unſerer Armee zu korrumpi⸗ 
ren; ſie treiben ſich größtentheils in eleganteren Reſtaurationen herum, 
in der Abſicht, ich Offizieren anzuschließen, denen fie unter allerlei Vor⸗ 
ſpiegelungen bei ſchäumendem Wein, den fließen zu laſſen fie mit reichen 
Mitteln ausgeſtattet zu ſein ſcheinen, die Annehmlichkeiten franzöſiſcher 
Kriegsgefangenſchaft ausmalen. Obwohl der Geiſt unſerer Truppen 
ein ſolcher iſt, daß von dieſem Treiben Nichts zu beſorgen, hat die Wieder⸗ 
holung des geſchilderten Falles doch die Aufmerkſamkeit auf ſich gelenkt, 
und dürften zur Stunde bereits Unterſuchungen gepflogen worden ſein, 
ob ähnliche Verſuche nicht auch von derlei Individuen bei den Mannſchaft 
gemacht worden ſind. (Schl. Z.) 
1 Krakau, 8. Januar. Der jetzt auf drei Monate ſuspendirte 
1 „Czas“ hatte im Mai v. J. einen Korreſpondenz⸗Artikel aus dem Groß⸗ 
5 herzogthum Poſen gebracht, in welchem die Polen im preußiſchen und 
. öſtreichiſchen Antheil aufgefordert wurden, den Aufſtand im Königreich 
H Polen mit allen moralischen und materiellen Mitteln zu unterſtützen. 
Die Staatsanwaltſchaft erblickte in dieſer Aufforderung das Vergehen 


der beabſichtigten Störung der öffentlichen Ruhe und erhob gegen den 
1 Redakteur, Herrn Klobutowski, die Anklage. Das Gericht hat Letzteren 
kl in beiden Inſtanzen zu 4 Wochen Gefängniß und 3000 Fl. Geldſtrafe 


hy verurtheilt. Herr Klobnkowski verbüßt die ihm zuerkannte Geſängniß⸗ 
ſtrafe gegenwärtig im hieſigen Kriminal⸗Gefängniſſe. 
1 * Hannover, 11. Januar, Vormittags. [Telegr.] Der Kö⸗ 
1 nig hat den Empfang der Deputation, welche die Adreſſe der geſtrigen 
4 Landesverſammlung überreichen ſollte, abgelehnt. Die Adreſſe wird dem 
tg Miniſterium übergeben werden. 
+ Die „Neue Hannöverſche Zeitung“ theilt mit, daß die Räumung 
des Rendsburger Kronwerkes jeitens der Exekutionsbehörden nicht ver 
langt werde; die Grenze ſei ſtreitig und der General Hale nicht berech⸗ 
(pe tigt, über die Streitfrage zu entſcheiden. Die Aufgabe der Exekutions⸗ 
1 truppen ſei erreicht. 
f Großbritannien und Irland. 
London, 9. Jan. [Schleswig⸗Holſtein.] Die „Times“, 
25 welche es für wahrſcheinlich hält, daß es vor Ende des Monats auf 
ſchleswigſchem Boden zum Kampfe zwiſchen Deutſchen und Dänen kom⸗ 
men wird, ſchreibt: „Der Vorſchlag Englands geht dahin, daß die 
| Mächte, welche den Vertrag von 1852 unterzeichneten, ſich zur Bera⸗ 
thung dieſer ernſten Ereigniſſe abermals verſammeln, und daß mittler⸗ 
lerweile Preußen und Oeſtreich die gegenwärtige Regierung in Holſtein 
0 aufrechterhalten ſollen. Zwar würden wir uns freuen, wenn Preußen 
„ und Oeſtreich auf ſolche Weiſe ihre Achtung vor den von ihnen eingegan⸗ 
genen Verpflichtungen zeigten; allein wir können nur wenig von lang⸗ 
wierigen diplomatiſchen Unterhandlungen hoffen, welche ſich langſam hin⸗ 
ſchleppen werden, während die Bundestruppen und die Anhänger des 
Prätendenten die königliche Regierung ſtürzen. Das Haupt⸗Argument 
des Bundestages iſt, daß der Bund durch die von ſeinen beiden hervor⸗ 
rlagendſten Mitgliedern eingegangenen Engagements nicht verpflichtet ſei, 
—— und da Preußen und Oeſtreich den kleineren Staaten erlaubt haben, den 
Vroortrab des Invaſions⸗Heeres zu bilden, fo giebt es nichts, was dieſe 
verhindert, in Schleswig einzurücken und die Sache zur Entſcheidung 
durch den Krieg zu bringen, während Preußen und Oeſtreich ſo lange in 
vorſichtiger Unthätigteit verharren, bis der Streit ſich nicht mehr beilegen 
läßt, wo ſie daun erklären können, ſie ſeien verpflichtet, ihren Brüdern 
zu Hülfe zu kommen. Es iſt nicht unwahrſcheinlich, daß zur Unter⸗ 
ſtützung unſerer Diplomatie und zum Schutze britiſcher Intereſſen die 
vor ein paar Tagen nach Hauſe beorderte Canal⸗Flotte ſich in deutſchen 
Gewäſſern zeigen wird. Unſere Regierung hat von Anfang an eine her⸗ 
vorragende Rolle geſpielt bei den Bemühungen, dieſe ärgerliche Angelegen⸗ 
heit friedlich beizulegen, und britiſchen Rathſchlägen ift es zu verdanken, 
daß die Dänen wichtige Poſitionen aufgegeben und den größeren Theil 
des Landes, welches den Gegenſtand des Streites bildet, geräumt haben. 
Auch können wir nicht daran zweifeln, daß die Sympathie des englichen 
Voltes in dem den Dänen aufgezwungenen Streite im Allgemeinen auf 
ihrer Seite iſt, da hier der revolutionäre Antrieb offenbar von außen 
gekommen iſt und feinen Grund in dem Wunſche Dentſchlands hat, 
einen kleinen Staat zu berauben, nachdem es ſich die Herrſchaft gro- 
ßer Staaten jo lange in unwürdiger Weise hat gefallen laſſen. Da aber 
ein großer Unterſchied zwiſchen Sympathie und Einmiſchung beſteht, ſo 
ſind die Folgen jeder Handlung wohl zu erwägen, welche uns in den Krieg 
verwickeln würde, den Dänemark vielleicht gegen die deutſchen Mächte 
zu führen haben wird. Wir müſſen daher die Leitung der Angelegenhei⸗ 
ten in dieſer wichtigen Kriſis der Umſicht der Regierung überlaſſen, und 
bezweifeln nicht, daß das demnächſt zuſammentretende Parlament jeden 
Schritt ſanktioniren wird, den zu thun Lord Palmerſton und ſein Kabi⸗ 
net ſich, um den Frieden aufrecht zu erhalten und die Ehre und Würde 
der Nation zu wahren, verpflichtet fühlen mögen.“ 


Frankreich. 

Paris, 9. Januar. Die heutige Sitzung des geſetzgebenden 
Körpers bot nicht das nämliche Intereſſe, wie die geſtrige. Der erſte 
Redner, welcher in der Frage der außerordentlichen Kredite das Wort er⸗ 
griff, war Calley St. Paul, der Schwiegervater des Generals Fleury. 
Er vertheidigte die Finanzverwaltung des Kaiſerreichs. Das ganze 
Intereſſe der Sitzung lag in der Erklärung des Herrn Gucroult. Der⸗ 
ſelbe ſagt, daß Herr Ollivier geſtern leineswegs die Meinung der ganzen 
Oppoſition ausgedrückt habe. Die Entwaffnung wird, wie derſelbe meint, 
keineswegs die kriegeriſchen Ausſichten vermindern. Eine Sprachen führen 
wie die geſtrige des Herrn Ollivier, hieße Frankreich entnerven, und die⸗ 
jenigen, die dazu anriethen, gehörten der doktrinären Schule des Herrn 

0 Guizot an. Nach ihm ergriff Vuitry, Staatsraths-Vicepräſident, das 
Wort, um Herrn Berryer zu antworten. Seine Rede läßt ſich in drei 
Worte zuſammenfaſſen: „Die kaiſerliche Regierung hat den Reichthum 
und die Größe Frankreichs vermehrt.“ Das Geſetz wurde hierauf mit 
232 gegen 14 Stimmen angenommen. Dagegen ſtimmten Javal, 
Herzog von Marmier, Pelletan, Hénon, J. Simon, Ollivier, Gue⸗ 
roult, J. Favre, Darimon, Lanjuinais, Havin, Glas⸗Bizoin, Magnin, 
Pirard. Nächſten Montag beginnt die Diskuſſion über die Adreſſe. 
Heute übergab die Oppoſition ihre Amendements zur Adreſſe. Es ſind 
deren zehn. Das erſte betrifft die Wahlen und die officiellen Kandi⸗ 
daten. In demſelben wird geſagt, daß die zwei Millionen Stimmen, 
welche die Oppoſition erhalten, eine wohlüberlegte Demonſtration zu 
Gunſten der Wiedererlangung der Freiheit ſei. Ohne den Druck der 
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Verwaltung würde ſich ganz Frankreich der Abſtimmung von Paris, 
Lyon, Marſeille u. ſ. w. angeſchloſſen haben. Frankreich zweifle nicht 


an ſich ſelbſt, aber es wolle die nämlichen Rechte ausüben, wie die 


übrigen Nationen. Die Adminiſtrativ-Freiheiten, die man verſprochen, 
hätten keinen Werth, wenn ſie nicht dazu dienten, die politiſchen Freihei⸗ 
ten zu ſichern, zu ſtärken. Die Wahlfreiheit, verkannt und verletzt durch 
die officiellen Candidaturen, ſei die erſte der Freiheiten Das zweite 
Amendement verlangt die Abſchaffung des Sicherheitsgeſetzes, welches die 
individuelle Freiheit vernichte. Das dritte Amendement verlangt die 
Preßfreiheit. Das vierte Amendement betrifft die Vermehrung der 
Gewalten der Gemeindebehörden. Es verlangt, daß die Generalräthe 
ihre Präſidenten ſelbſt ernennen, die Gemeinderäthe von Paris und 
Yon in Zukunft nicht mehr von der Regierung, fondern von den 
Wählern ernannt werden, und daß die Ernennung der Maires, die bis 


jetzt von der Regierung zu ihren Stellen berufen wurden, durch Wahl ger | 
ſchehe. Das fünfte Amendement betrifft die Freiheit der Arbeit. Es 
wird darin ein beſſerer Unterricht für die arbeitenden Klaſſen und 


eine größere Ausdehnung des Aſſociationsrechtes für dieſelben vers 
langt. Das ſechſte Amendement iſt zu Gunſten des unentgelt⸗ 
lichen Elementar⸗Unterrichts. Das ſiebente Amendement verlangt 
größere Freiheiten für die Kolonieen und Algerien, da ſie ohne liberale 


Inſtitntlonen nie blühend werden könnten. „Man möge“, heißt es 


in dem Amendement, „ſie wenigſtens Frankreich gleichſtellen.“ Das 
achte Amendement betrifft Mexiko. Es lautet: „Wir bedauern, daß die 
Regierung an der mexikauiſchen Expedition feſthält. Wir lönnen dieſes 
uns ruinirende Unternehmen nicht gut heißen, und wir find die Dol⸗ 
metſcher der öffentlichen Meinung, indem wir verlangen, daß ihr ſofort 
ein Ziel geſetzt werde.“ Das neunte Amendement behandelt Rom 
und lautet wie folgt: „Wir bedauern, daß ungeachtet, der von ihr gege⸗ 
benen Verſprechung die Regierung uns nicht von dem Stande der Unter⸗ 
handlung mit Rom Kenntniß gegeben hat. Was uns betrifft, jo beſte⸗ 
hen wir darauf, zu glauben, daß Rom den Römern gehört und daß unſere 
Okkupation aufhören muß.“ Das zehnte Amendement betrifft Polen. 
Der Wortlaut deſſelben iſt folgender. 

Aungeſichts des heroiſchen Kampfes, den Polen beſteht, können wir uns 
nicht auf den Ausdruck einer leeren Sympathie für ſein Recht als unab⸗ 


hängige Nation beſchränken. Die Regierung, welche zuerſt feine Bemühun⸗ 
gen feierlichſt verurtbeilt hatte, hat ſie ſpäter ermuthigt. Wir glauben, daß 
der Weg, den ſie betreten, ohne Ausgang iſt. Im Namen eines europai⸗ 
ſchen Intexeſſes verlangen wir, daß ſie, indem te von Frankreich und Eng⸗ 
land das Betreffs des Königs von Neapel gegebene Beiſpiel nachahmt, die 
diplomatiſchen Beziehungen mit einer Macht abbricht, welche die Verträge 
und die ewigen Regeln der Menſchlichkeit mit Füßen tritt. 

Die Herren Guéroult und Havin, die ein Amendement mit einer 
kriegeriſchen Erklärung gegen Rußland abgefaßt hatten, daſſelbe aber nicht 
zur Annahme bringen lonnten, haben das Polen⸗Amendement nicht un⸗ 
terſchrieben. Thiers hat nur feinen Namen unter das Amendement über 
das Sicherheitsgeſetz geſetzt, und Berryers Name figurirt unte keinem der 
Amendements.“ 

— [Tagesnotizen.] Laut „Pays“ fehlen bis jetzt alle Nach⸗ 

richten über das Schiff „Terceira“, auf dem die anamitiſchen Geſandten, 
nachdem fie. den franzöſiſchen und darauf den ſpaniſchen Hof beſucht hat⸗ 
ten, aus einem ſpaniſchen Hafen nach Alexandria abgingen. Sie reiſten 
in den erſten Tagen des Dezember von Spanien ab und bis jetzt hat man 
keine Anzeige, daß ſie in Egypten angekommen ſeien. Es werden Nach⸗ 
forſchungen nach dem Schiffe „Terceira“ angeſtellt. — Der „Interna⸗ 
tional“ meldet, daß der Kaiſer, jüngſt zum Mitgliede der Akademie der 
Wiſſenſchaften in Liſſabon ernannt, dieſe Ehre huldreich angenommen 
habe. — Lord Wodehouſe ift von Kopenhagen hier eingetroffen. — Zu 
Kiel, wo bisher nur ein franzöſiſchesKonſulat beftand, wird ein General 
konſulat errichtet werden. — Die Angelegenheit des Attentates beſchäftigt 
noch lebhaft die Gemüther. Es iſt eine Tendenzllige ruſſiſch inſpirirter 
Journale, die den Einen der Verhafteten zum Polen ſtempeln wollte. 
Zwei ſind aus Parma gebürtig, die anderen aus Süditalien. Die an⸗ 
geblichen Namen derſelben ſind Antonio Maspoli, Pasquale Greco, 
Natale Imperatori, Raphael Trabucco. Letzterer iſt einer der „1000“ 
Garibaldi's und hat bei Aspromonte mitgefochten. Zwei Polizeiagenten 
ſind nach Turin und London entſandt, um dort weitere Nachforſchungen 
anzuftellen. Das „Droit“ bringt folgende Mittheilungen über das At⸗ 
tentat. Aus den weggenommenen Schriftſtücken ſcheint hervorzugehen, 
daß Mazzini der Organiſator und Leiter des Komplotts iſt, daß er die 
Koſten deſſelben beſtritten hat und daß er es ist, welcher von Lugano aus 
die Menſchen, die den Kaiſer ermorden ſollten, geſucht, gefunden, gewor⸗ 
ben und bezahlt hat. Der zu London und Paris als Dieb und Gauner 
beftrafte Trabucco ſoll in einem an Mazzini gerichteten Briefe um die 
Ehre nachgeſucht haben, als Gehülfe Greco's angenommen zu werden. 
Mazzini hatte günſtig geantwortet, weil der an ihn gerichtete Brief Tra⸗ 
bucco's bei Greco gefunden ward. Letzterer ſoll von Mazzini 4000 Fr. 
erhalten haben. Man behauptet, daß alle vier Verhafteten Geſtändniſſe 
gemacht haben. ni 77 8 

— (Die Konferenz.] Das „Memorial Diplomatique“ ſchreibt: 
„Die Antwort des heiligen Stuhles auf das Rundſchreiben des Herrn 
Drouyn de Lhuys vom §. Dec. iſt am 6. d. Mts. in Paris angekommen 
und dem Minifter des Auswärtigen am ſelben Tage vom päpſtlichen 
Nuntius überreicht worden. Cardinal Antonelli erklärt darin, der Papſt, 
welcher bereits ſeine Bereitwilligkeit, die Einladung zum Kongreſſe anzu⸗ 
nehmen, bezeugt habe, ſei volljtändig geneigt, an den vom franzöſiſchen 
Miniſter des Auswärtigen zum Behufe, ſich über ein vorläufiges 
Programm zu einigen, vorgeſchlagenen beſchränkten Konferenzen ſich zu 
betheiligen. Die zuſagenden Antworten Spaniens, Portugals, Schwedens, 
Italiens und der deutſchen Staaten zweiten Ranges find gleichfalls ſchon 
in Paris angekommen. Die drei nordiſchen Höfe haben das Rundſchreiben 
noch nicht beantwortet; es handelt ſich dabei vor Allem um die augen⸗ 
blicklich ſchwebenden Unterhandlungen über den Zuſammentritt einer be⸗ 
ſonderen Konferenz wegen der deutſch⸗däniſchen Streitfrage. Das Rund⸗ 
ſchreiben iſt allerdings nicht amtlich an das Kabinet von St. James ge⸗ 
richtet worden. Der Fürſt de la Tour d' Auvergne hat ſich vielmehr darauf 
beſchränkt, den Inhalt in ganz konfidentieller Weiſe dem Carl Ruſſell 
mitzutheilen, der nichts deſto weniger jetzt ſeine Abſicht kundgegeben hat, 

ſich ebenfalls mit den übrigen auswärtigen Miniſtern der Großmächte 
zur Regelung der Herzogthümer⸗Frage nach Paris zu begeben.“ 

— Aus Mexiko, 7. Dezember, wird über New⸗Jork gemeldet, 
die vorrückenden Franzoſen hätten bereits Morelia, Accambro und San 
Miguel beſetzt und Juarez ſei nach Durango gegangen. Der „France“ 
zufolge wäre letzterer auch ſchon von Durango wieder fort und nach Chi⸗ 
huahua gegangen, von wo er gelegentlich nach Nordamerika entkommen 
wolle; worauf ſich dann Doblado und Vidauri wohl mit den Franzoſen 
verſtändigen würden. Wie die „France“ die Sache anſieht, drängt jetzt 
Alles darauf hin, die Bedingungen zu erfüllen, von denen Erzherzog 
Maximilian die Annahme der Krone abhängig gemacht habe. 


— Aus Madagas car hat die, France“ Nachrichten, die bis zum 
29. November reichen. Anarchie herrſcht im Lande und der allmächtige 
jetzt mit der Königin⸗Wittwe Roſoahery verheirathete Miniſter Rainivoni⸗ 
nahitriniony konnte ſich nur durch ein Schreckens⸗Regiment erhalten. 
Er hatte die Abſicht, ſich zum Könige ausrufen zu laſſen. Die Krönung 
der Königin hatte ſtattgefunden, aber kein Volk ſich zu dieſer traurigen 
Ceremonie eingefunden. Die Königin hatte zwei Männer mit beſonde⸗ 
ren Aufträgen nach Frankreich abgeſandt. 


b Italien. 

Turin, 9. Januar. Heute wurde im Abgeordnetenhauſe 
die Debatte über das gegen die Briganten gerichtete Geſetz fortgeſetzt. 
Der Miniſter des Auswärtigen legte die mit England und Rußland ab⸗ 
geſchloſſenen Handels- und Schifffahrtsverträge vor. 


Madrid 3 des Paget fn 
adrid, 9. Januar. Das Budget für 1864 iſt vorgelegt 
worden. Die Zunahme der Einkünfte mir auf 16 000 000 Nealen 


veranſchlagt. Der Fiuanzminiſter ſpricht die Hoffnung aus, die Lage des 


Staalsſchatzes durch Realiſirung der Bons, welche er von den Käufern 
der Nationalgüter beſitzt, zu verbeſſern, und ſchlügt mehrere neue Steuern 
vor, darunter eine Beſteuerung der Reiſenden, welche ſich der Eiſenbah⸗ 


nen bedienen. 
Rußland und Polen. 

Warſchau, 9. Januar. Vorgeſtern ift ſchon wieder ein Kon 
tributionsgeſetz veröffentlicht, welches ſämmtliche Grundbeſitzer des plat⸗ 
ten Landes mit Ausnahme der Koloniſten (welche nur Erbpächter find) 
trifft. Dieſe einmalige Geldkontribution wird in den Gubernien War⸗ 
ſchau, Radom, Lublin und Plock nach dem Maaßſtabe der einfachen Ab⸗ 
gabe des Hof⸗, Rauchfang⸗ und Scharwerksbetrages erhoben, und zwar 
a) von denjenigen Grundbeſitzern (Olupniki) und theilweiſen (kleinen) 
Grundbeſitzern, welche weder Bauern noch Vorwerksdienſtleute haben, 


der einfache Satz; b) der vier und einhalbfache Betrag dieſer Abgaben 


von allem Grundbeſitz weltlichen und geiſtlichen Standes. Ausgenommen 
find die Regierungs⸗(Landes⸗) Domänen, und die ſeit 1831 verſchenkten 
unter Regierungsverwaltungen ſtehenden Güter, und die Städte. Die 
Einzahlung muß zwiſchen dem 10. und 25. Februar erfolgen; nach die- 
ſem Termin wird die Kontribution unter militäriſchem Konvot beigetrie⸗ 
ben, und zwar mit einem Strafzuſchlage von 25. Procent. Der ein⸗ 
fache Betrag der Rauchfangs⸗ und Scharwerksabgabe (die in einigen 
Gouvernements verſchieden iſt) wird, wenn ich recht unterrichtet bin, auf 
1% SR. per Rauchfang angenommen werden können. 

Nach Berichten aus dem Hauptquartier des Militair⸗Chefs der 
Warſchau⸗Petersburger Eiſenbahn in Czyzew ſtellten ſich kürzlich frei⸗ 
willig an 100 Perfonen, welche nach ihrer Angabe zur Theilnahme am 
Aufſtande dazu gezwungen geweſen waren, leiſteten von Neuem den Eid 
der Treue und wurden darauf mit Atteſten nach ihren Wohnungen ent⸗ 
laſſen. Die „Hänge-Gensd'armen“ ſollen faſt in allen Gegenden noch 
immer entſetzliche Gräuel verüben, Woyts, Schützen, Bauern und Ko⸗ 
loniſten fortſchleppen ie. — Der Miniſter, Staats⸗Sekretair des König⸗ 
reichs, v. Lentzki, iſt wegen Kränklichkeit auf ein ferneres Jahr ins Aus⸗ 
land beurlaubt, und Geheimrath Platonow, hier lange Zeit Chef des di⸗ 
plomatiſchen Bureaus ꝛc. des Statthalters, vertritt denſelben als ſein 
Gehülfe. Der Vorgeſetzte des Kommunikationsweſens im Königreich Polen, 
General Kierbedz, iſt ebenfalls von feinem Poſten entfert und durch einen 
anderen General erſetzt worden. Kierbedz iſt ein Anhänger Wielopolski's 


und ein ausgeſprochener Gequer des jetzigen Shit Endl 
Ober⸗Polizeimeiſter Lewszyn durch einen Sa Fabric er Per: 
den. — Alle dieſe Transaktionen zeigen, daß man das jetzige Syſtem 


noch verſchärfen will. 

Warſchau, 8. Januar. [Graf St. Zam oyski.] Die Nachricht, 
daß mit dem letzten Gefangenentransport auch Graf Stanisl. Zamoyski, 
Sohn des Grafen Audreas, nach Rußland abgeführt worden ſei, iſt 
nicht richtig. Graf Z. iſt noch hier und ſein Prozeß noch nicht beendigt. 

[U Aus Polen, 10. Januar Seit acht Tagen hat die Trauer 
in den Kirchen größteutheils aufgehört und es wird wieder geläutet und 
Orgel geſpielt. Auch das von der Geiſtlichleit ausgegangene Verbot der 
Tanzmuſik ſcheint außer Kraft geſetzt zu ſein; denn man ſpielt und tanzt 
wieder in den meiſten Dorfkrügen und ſtädtiſchen Schänken wie vor der 
Revolution, und wenn man die Heiterkeit unter den Schichten der länd⸗ 
lichen Bevölkerung betrachtet, könnte man faſt der Noth und des Elends 
dale welche das unglückliche Polen nach allen Richtungen hin be⸗ 

rängen. 

Wie es hieß, ſollte vom 15. Dezember ab das Unweſen mit den 
Privat⸗Geldzeichen aufhören und leine anderen Geldzettel mehr gelten, als 
die von ſtädtiſchen und kaiſerlichen Verwaltungen ausgegebenen; allein 
das betreffende Geſetz iſt bis jetzt noch nicht in Kraft getreten und der 
Marlt iſt mit fremden Geldzeichen gegenwärtig mehr als jemals über- 
ſchüttet, die Unſicherheit des Eigenthums und Lebens iſt immer noch ſehr 
groß, und unter mehreren Beraubungen und Mißhandlungen, welche in 
verſchiedenen Gegenden in letzter Zeit vorfielen, ragt ein Doppelmord be⸗ 
ſonders vor, welcher am 5. an einem Ehepaar, ein Koloniſt mit feiner 
Gattin, in der Gegend von Kolo verübt worden, indem vier Bewaffnete 
in die einzeln im Walde belegene Wohnung eingedrungen und den Frevel 
verübt haben ſollen, wie ein Knabe von ſechs Jahren, der ſich unter ein Bett 
verkrochen hatte und wahrſcheinlich nicht bemerkt worden war, erzählt hat. 

Die Behörde ſoll die Uebelthäter bereits erwiſcht haben und es ſoll 
feſtſtehen, daß dieſe Leute nicht in irgend einem Auftrage gehandelt, ſondern 


auf eigne Rechnung frevelten. 


| Türkei. 

1 Konftantinopel, 8. Januar. Die Pforte hat an die euro⸗ 
päiſchen Höfe einen Proteſt gegen die Säkulariſirung der rumä⸗ 
niſchen Klöſter gerichtet, und außerdem beklagt ſich ein offiziöſer Ar⸗ 
titel im „Journal de Conſtantinople“ über die Haltung der moldau⸗wa⸗ 
lachiſchen Regierung. — In einer Note an die ruſſiſche Ge⸗ 
ſandtſchaft proteſtirt ferner die türkiſche Regierung gegen den Trans⸗ 
port von Eiſenplatzen durch den Bosporus, die zur Bekleidung einer 
ruſſiſchen Korvette zu Nikolajew beſtimmt find. 


Vom Landtage. 


Herren hau 8 0 
— Das Herrenhaus hält am Donnerſtag Sitzung. Auf der Tages⸗ 
ordnung debt her Bericht über die Pr ehnovell e, Naſerent iſt v. Danıele. 
Die Regierungsvorlage bat, wie es beißt, weſentliche Aenderungen erlitten. 


Haus der Abgeordneten. 
Berlin, 11. Januar. (24. Sitzung.] Die Tribiinen dicht gefüllt, 
ebenſo die Bänke im Sitzungsſgale fait vollitändig beiegt. Am Miuifter- 
tiſche die Minifter v. Bismarck, Graf Eulenburg, Graf Ibenplitz und v. Roon, 


Aare 


täfident Grabow eröffnet die Sitzung um 10%, Uhr. Unter den ge 
(cf Mittheilungen bee ſich die Anzeige, daß die Abgg. Dr. Wan⸗ 


trup und Romahn nach erfolgter Wiederwahl wiederum in das Haus einge⸗ 
treten find. — Der Abg. Frhr. v. d. Deydt hat folgenden genügend unter⸗ 


ſtlützten Antrag geſtellt: „Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, dem 
8 f reſp. Aufhebung der 


anliegenden Entwurf eines Geſetzes über Abänderung, ufbeb: 
Artikel 78 und 85 der Verfaſſungsurkunde vom 31. Januar 1850 feine Zur 
ſtimmung zu ertheilen.“ Die Motive, welche dieſem Antrage beigefügt ſind, 
lauten: Der Eintritt der Staatsbeamten in das Haus der Abgeordneten 
wider den Willen ihres Departementschefs it unvereinbar mit der Handha⸗ 
bung einer geregelten, einheitlichen und ſtarken Exekutive. Dem Geiſte einer 
wahrhaft konſtitutionellen e an eine freie und unabhängige, 
keine bezahlte Landesvertretung.“ — Der Geſetzentwurf lautet: „§. 1. Art. 78, 
Altena 2 der Verfaſſungsurkunde wird dahin abgeändert: Beamte bedürfen 
zum Eintritt in das Haus der Abgeordneten des Urlaubs ihres vorgeſetzten 
Departementschefs. F. 2. Art. 85 der Verfaſſungsurkunde iſt aufgehoben. 
(Große Heiterkeit und ironiſche Bravos links.) — Auf Vorſchlag des Präſi⸗ 
denten beſchließt das Haus, über den eben verleſenen Antrag die Schlußbera⸗ 
thung im Plenum ftattfinden zu laſſen; zum Referenten ernennt der Präſi⸗ 
dent den Abg. Dr. Simſon, zum Korreferenten den Abg. Dr. Virchow. 
Handelsminiſter Graf Ißzenplitz bringt einen Geſetzentwurf ein, der 
ſich auf den Bau der Eiſenbahn von Danzig nach Neufahrwaſſer 
a Staatskoſten und die Grundentſchädigungen beim Bau der Berlin⸗ 
Küftriner Bahn bezieht, für welche Seitens der Regierung 300,000 Thlr. 
verlangt werden. Von Berlin bis Friedrichsfelde (eine Meile) iſt ſchon in 
dem Geſetzentwurfe ſelbſt die Grundentſchädigung auf die Staatskaſſe über⸗ 
nommen, für die Strecke von Friedrichsfelde bis Küſtrin jedoch die Bedin⸗ 
gung geſtellt worden, daß die betreffenden Kreiſe die Grundentſchädigung 
aufbringen ſollten; trotz dringender Befürwortung Seitens der Staats⸗ 
regierung iſt eine ſolche Leiſtung von den betreffenden Kreistagen abgelehnt 
worden. Um die Berlin⸗Küſtriner Eiſenbahn, die das Schlußglied der Oſt⸗ 
bahn bildet, möglichſt ſchnell ihrer Vollendung entgegenzufübren, empfehle 
ich dem Hauſe, ſeine Beſchlußfaſſung möglichſt zu beſchleunigen. Zum 
Schluſſe beehre ich mich, dem Hauſe mitzutheilen, daß noch zwei anderweite 
Eiſendahnvorlagen in Ausſicht ſtehen: die eine bezüglich der Eifenbabn von 
Trier nach Call, die andere bezüglich der Zinsgarantie für die Eiſenbabnen 
von Inſterburg nach Tilſit und von Pillau⸗Königsberg nach Lyck. — Die 
Vorlagen werden den, Jil aden Kommiſſionen für Handel und Gewerbe 
ür Finanzen und Zölle überwieſen. 9 77 f 
* . Gegenstand der Tagesordnung iſt die bereits bekannte Inter⸗ 
pellation der Abgeordneten Frhr. von Hoverheck und Schmiedecke wegen Ver⸗ 
letzung der preußiſchen Grenze durch ruſſiſche Koſaken. Auf die Anfrage 
des Präsidenten, ob und wann das Staatsminiſterium die Interpellation zu 
beantworten gedenke, erklärt ſich der Miniſter des Innern zur ſofortigen Be⸗ 
antwortung bereit und erhält zur Begründung der Interpellation das Wort 
Abg. Frhr. v. Hoverbeck (vom Platz): Obgleich der Herr Handelsminister 
ſo eben erſt zwei neue Geſetzentwürfe eingebracht hat, ſo ſcheint mir doch der 
Gang unſerer Verhandlungen bereits ein ſebr beſchleunigtes Tempo ange⸗ 
nommen zu haben, und um auch meinerſeits demſelben Rechnung zu tragen, 
ch bei der Begründung der Interpellation ſehr kurz faſſen. Ich 


en, die der mir erſtattete amtliche Bericht enthält, richtig. Es iſt zu be⸗ 
7 daß eine ſolche Grenzüberſchreitung ſtattgefunden hat; der Yandrath 


ken 
ch! 


enugthuung e — Eine Debatte wird nicht 
a 


ſollte, hält die königliche Staatsregierung die Aufrechterhaltung der däniſchen 
—— noch jetzt für ein preußiſches Intereſſe?“ — Der Prä⸗ 


antragen“ — ſchon in der heutigen Sitzung eine 
Debatte zuläjlig zu ſein. Wir find nicht gewiß, wie lauge Unſers Bleihens 
bier noch ſein wird, darum ſcheint eine ſofortige Beſprechung des Gegenſtan⸗ 
des auch im Intereſſe der Staatsregierung zu liegen, da das Haus möglicher⸗ 
weiſe aus der Betheiligung der kgl. Staatsregierung an derſelben auch 
Gründe entnehmen kann, für die Genehmigung der Zwölfmillionen⸗Anleihe 
zu ſtimmen. — Abg. Immermann: Ich beantrage die Eröffnung der 
Debatte. — Minifterpräfident v. Bismarck: Ich kann mich der Deduktion 
des Herrn Präſidenten nicht anſchließen ich babe mich bereit erklärt, die In⸗ 
terpellation zu beantworten und habe die Feſtſtellung des Tages in den Bereich 
der Beſchlüſſe des Hauſes geſtellt. Der Herr Präſident jagt, die Beſchlüͤſſe 
über die Ynleibe könnten modiftzirt werden durch die Beantwortung dieſer 
Interpellation; es läßt ſich dies auch umkehren; die Beantwortung dieſer 
Interpellation kann auch weſentlich influenzirt werden durch die Beſchluß⸗ 
nahme des Hauſes über die Anleihe; indeß will ich dem Beſchluſſe des Hau⸗ 
ſes, ob beute eine Beſprechung ſich anſchließen ſoll, in keiner Weiſe vorgreifen. 

Abg. v. Hoverbeck: Ich wollte mich mit der Meinung des Hrn. Prä⸗ 
ſidenten gleichmäßig einverſtanden erklären und nebenbei bemerken, daß die 
Erklärung, welche beute von dem Staatsminiſterium abgegeben worden iſt, 
aufs Neue von jener Juterpretationskunſt Zeugniß giebt, die wir ſo oftſchonan 
ihm zu bewundern Gelegenheit gehabt haben. Ich muß geſtehen, daß ich dieſe 
Antwort für einen erträglich guten Wig (ſehr richtig), aber nicht der Art und 
Weise eniſprechend halte, in welcher die Angelegenheiten des Landes in die⸗ 
ſem Hauſe geführt werden ſollten. (Sehr richtig. 85 

Mit großer Mehrheit beſchließt darauf das Haus, über die Interpellation 
des Abg. Dr. Virchow in die Debatte einzutreten. . 

Aba Dr. Virchow; Als ich die Interpellation in das Haus einbrachte, 
bin ich von der Anſicht geleitet worden, daß eine baldige und beſtimmte Ante 
wort des Miniſterium auf dieſelbe nothwendig ſei, weil die Verhältniſſe der 
Herzogtbümer täglich ſchwieriger werden, well die Complicationen mit dem 
Auslande immer verwickelter werden, weil es endlich nothwendig erſcheint, 

u willen, wohin die Regierung mit ihren großen Rüstungen zielt. Eine 
Auskunft hierüber zu erhalten, erſchien nothwendig, ebe wir uns über die 
von der Staatsregierung geforderte Anleihe entſchieden. Die Erklärungen 
des Minifterpräfidenten ſind bisber von der Art geweſen, daß in ſeiner Hand 
das Steuer des Staatsſchiffes ſehr unſicher geführt ſchien: man hat aus 
ihnen nur entnehmen können, daß der Miniſterpräſident noch keine Poſition 
genommen, daß er ſich den innern Verhältniſſen gegenüber nicht einmal ge⸗ 
traut, nach Außen Stellung zu nehmen. Er hat die Legalität des Londoner 
Protokolls nicht zu erweiſen gejucht, während hier die Nichtigkeit deſſelben 
dargethan, während weiter dargethan iſt, daß die Vorausſetzungen des Ver⸗ 


f gegenüber, 


3 
trags von der Macht, mit welcher er geſchloſſen, theils nicht erfüllt, theils 
direkt gebrochen ſind. Dies hat der Dehnifterpräffdent nicht zu widerlegen ge⸗ 
ſucht. Er hat vielmehr in ſeinem, beim Beginn der Verwickelungen mit 
Dänemark dieſem Hauſe übergebenen Promemoria nur betont, daß Preußen 
gegenüber dem aße dealer we Dänemark um ſo mehr ſeine Vertrags⸗ 
treue außer Zweifel ſtellen müſſe. Ich habe bei meiner Interpellation die 
Abſicht gehabt, auf eine Vorbedingung des Londoner Protokolls hinzuweiſen, 
und es war mir wichtig, die Meinung des Miniſterpräſidenten daritber zu 
hören. In den Verhandlungen der Jahre 1851 und 52 zwiſchen Oeſtreich, 
Preußen und Dänemark iſt von vorn herein feſtgehalten worden der Stand⸗ 
punkt der däniſchen Geſammtmonarchie, aber nur unter der Bedingung, daß 
dieſe Geſammtmonarchie unter voller verfaſſungsmäßiger Mitwirkung der 
dazu berufenen Ständeverſammlungen zu Stande käme. In der daͤniſchen 
Depeſche vom 8. December 1851 iſt verheißen worden, daß der König von 
Dänemark in den Ständeverſammlungen der Herzogthümer und dem däni⸗ 
ſchen Reichstage die Zuſtimmung zur Bildung einer Geſammtmonarchie her- 
beiführen werde. Das Wiener Kabinet erklärte darauf, es ſei vollſtändig 
einverftanden damit, daß auf dem verfaſſungsmäßigen Wege, „alſo mit 
Zustimmung der Stände eine Geſammtmonarchie berbeigeführt werde“. 
Darauf wurde von Dänemark ausdrücklich erklärt, die herathenden Provin⸗ 
zialſtände in dieſer Angelegenheit in beſchließende umwandeln zu 
wollen. — Wie iſt nun Dänemark dem nachgekommen? — Es hat nie 
den ernſten Verſuch gemacht, dieſe Zuſtimmung der Stände berbeizu⸗ 
führen, oder, wo es dies angeſtrebt hat, haben die Stände⸗BVerſamm⸗ 
lungen ihre Mitwirkung verweigert. Der Miniſter Hall hat ſelbſt darge⸗ 
than, daß es unmöglich ſei, die Vorgusſetzungen des Vertrages von 1852 auf⸗ 
recht zu erhalten; er hat in einer Depeſche dom 26. Dezember 1861 erklärt, 
„daß die königl. däniſche Regierung jetzt, belehrt von bitteren ee 
davon abſtehe, die Vorausſetzungen des Vertrages von 1852 durchzuführen, 
Mit der größten Naivität hat dieſer Minifter ausgeſprochen und wiederholt, 
daß die Vorausſetzungen des Vertrages von Dänemark nicht gehalten werden 
ſollen. Es wäre von Intereſſe geweſen, zu erfahren, wie die Staatsregierung 
ſich zu dieſen Anſichten der däniſchen Regierung verhält. Unſer Land iſt bei 
der ſchleswig⸗holſteinſchen Sache auf das Höchſte intereſſirt, es hat für ihre 
Austragung große Opfer gebracht, unſere Oſtſeeprovinzen find durch die aus 
ihr ſich ergebenden Verwickelungen ſchwer bedroht: gleichwohl zeigt ſich in un⸗ 
ſeren, am meiſten in ihrem Handel bedrohten Seeſtädten, Stettin und Danzig, 
eine große und einmüthige Opferfreudigkeit und ſelbſt in ihnen die Ueberzeu⸗ 
gung, daß nur eine definitive Ordnung der Herzogthümerfrage frucht⸗ 
bringend ſei. Auf dieſe definitive Erledigung muß mit allen Kräften hinge⸗ 
arbeitet werden. Die much Geſamm kann jetzt nicht mehr im Zweifel dar⸗ 
über ſein, ob ſie die däniſche Geſammtmonarchie erhalten oder gufgeben will; 
ſie muß jetzt darüber im Klaren ſein, ob die Abtrennung der Herzogthümer 
von Dänemark auszuführen jet. Es kommt darauf an, wie weit der Mini⸗ 
ſterpräſident ein Recht hat, das deutiche Nana von dem preußiſchen zu 
trennen. Die Hohenzollern baben früher fortlaufend eine nordiſche Politik 
verfolgt, die mit dem deutſchen Intereſſe zuſammenfiel, aller preußiſche Ge⸗ 
winn im Norden war zugleich ein deutſcher. Seit den Zeiten des großen 
Kurfürſten iſt von preußiſcher Seite fortdauernd im Auge behalten worden, 
daß die däniſche Halbinſel nicht in die Hand einer großen nordiſchen Macht 
fallen dürfe. In dieſer Beziehung erinnere ich an den Aufruf des großen 
Kurfürſten an die Deutſchen: die dort ausgeſprochene Politik iſt von der des 
Miniſterpräſidenten weit entfernt, die alſo nur ein Abfall iſt pon der altpreu⸗ 
ßiſchen Politik. Wenn die Regierung das Land über ihre Politik in Unſicher⸗ 
heit läßt, jo geht daraus nur hervor, daß ihre Pläne das Licht ſcheuen, wird 
der Verdacht nur geſtärkt, daß die Regierung einen kleinen territorialen Zu⸗ 
wachs Preußens durch einen großen territorialen Verluſt Deutſchlands er⸗ 
kaufen will. Wir kommen dadurch in die beklagenswerthe Lage, zu wünschen, 
daß Preußen möglichſt zurückgehalten werden möge von der Führung einer 
Sache, die ſo ſehr in preußiſchem Intereſſe liegt. Ich kann nicht damit ſchlie⸗ 
ßen, daß die Nation mit dem Zuruf der Begeiſterung der Regierung an die 
Seite treten wird, ich kann nur ſchließen mit dem Bedauern, daß die Regie⸗ 
rung in der Interpellation nicht die Mittel geſehen hat, die Bewilligung der 
Anleihe dem Hauſe möglich zu machen, daß ihre Politik vielmehr nur dahin 
gerichtet ericheint, die nationale Bewegung niederzuwerfen und die Herzog⸗ 
thümer ihren Feinden auszuliefern. Das Geſchick, was der Miniſterpräſi⸗ 
dent durch eine ſolche Handlungsweiſe für die Herzogthümer hervorruft, ſollte 
doch Eindruck machen auf ſein Herz; auch ein Staatsmann, meine ich, ſollte 
niemals aufhören, Menſch zu fein. (Lebhafter Beifall.) 
Abg. Tweſten: Meine Herren! Hätten wir ein Miniſterium uns 
elchem mir in Bezug anf die Behandlung der orfienenden are 
vertrauten, ſo wäre das mnüſterium gerechtfertigt, daß wir die verlangte 
Summe bewilligten, ohne vorher zu fragen: was wird die Regierung thun? 
Da aber die Sache anders liegt, da wir nach den Antecedentien des Miniſte⸗ 
riums und nach den vorliegenden Thatſachen anzunehmen gezwungen ſind, 
daß die Regierung gerade das Gegentheil von dem thun will, was wir wün⸗ 
ſchen, ſo erſcheint es ungerechtfertigt, daß wir vorweg die Mittel bewilligen 
und nachher erſt den Zweck der Verwendung und die Wege, auf welchen man 
dieſen Zweck u errreichen gedenkt, erfahren ſollen. Ich habe allerdings von 
dem Herrn Miniſterpräſidenten keine andere Antwort erwartet, als wir aus 
ſeinen bisherigen Aeußerungen und aus dem Gange, welchen dieſe Angelegen⸗ 
beit genommen bat, entnebmen ſonnten und diefe ſprechen klar genug für 
ſich ſelbſt. Wir find darüber einig, daß es die Pflicht und das Intereſſe 
Preußens fordert, die Herzogthümer von Dänemark zu trennen, müſſen aber 
annehmen, daß der Miniſterpräſident dabin wirkt, daß Dänemark die Her⸗ 
zogthümer behalten foll, und daß ſeine Erklärung, das Recht der Herzogkhü⸗ 
mer wahren zu wollen, nur jo aufzufaſſen iſt, daß er denſelben eine erträge 
liche Stellung unter däniſcher Herrſchaft ſchaffen will. In Schleswig aber 
iſt man darüber einig, daß ein ſeder Schutz, welcher das Land unter däniſcher 
Herrſchaft erhält, ein unzureichender iſt, wie ſich das auch ſeit 1852 gezeigt 
hat. Meine Herren! Aus dem letzten Antrage Oeſtreichs und Preußens 
beim Bunde erkennen wir ganz klar die Abſicht, am Londoner Protokoll feſt⸗ 
zuhalten, und wenn der Herr Miniſterpräſid nt bier im Hauſe erklärt bat, 
daß die Aufrechthaltung der daniſch⸗ſchleswigſchen Verfaſſung vom 18. Nov. 
v. J. der preußiſchen Regierung das Recht gebe, vom Vertrage zurückzutreten, 
ſo haben andrerſeits die Geſandten Oeſtreichs, Preußens und der andern 
Großmächte in Kopenhagen darauf bingenrbeitet, daß der König von Däne⸗ 
mark jene Verfaſſung ſuspendire und ihnen dadurch leicht mache, an dem 
Vertrage feſtzuhalten. Wenn die deutſchen Großmächte jetzt in Frankfurt 
die Okkupation Schleswigs beantragen, ſo geſchieht dies offenbar nur, um 
Schleswig den Dänen auszuliefern. Die Beſetzung Schleswigs wird zu 
einem Scheinkrieg wie im Jahre 1848—49 führen und das Nefultat wird das⸗ 
ſelbe wie damals ſein. Der Herr Miniſterpräſident betrachtet ſich als unan⸗ 
greifbare Autorität in ſeinem Fache und wirft den Abgeordneten vor, daß ſie 
nichts von der Sache verſtänden; ich will darum auf einige Fachmänner auf⸗ 
merkſam machen, welche auch Herrn v. Bismarck als Autoritäten anerkennen 
wird, Herr v. Uſedom ſprach ſich im Februar 1851 in einer an den König 
gerichteten Denkſchrift dahin aus, daß kein menſchlicher Verſtand in dem 
Londoner Protokoll einen Vortheil für Preußen erkennen könne. Ganz in 
ähnlicher Weile, bat ſich Herr v. Bunſen, bat ſich Herr v. Nadowig ausge⸗ 
ſprochen. Der letztere Staatsmann, welcher feiner politiſchen Parteſſtellung 
nach doch gewiß der jetzt herrſchenden Partei näher ſtand, hat im Jahre 1856 
in einer Broſchüre auf die große Bedeutung dieſer nationalen Sache guf⸗ 
merkſam gemacht, in welcher alle Parteien, die Ultramontanen wie die Pro⸗ 
teſtanten, die Großdeutſchen wie die Kleindeutſchen, die Bayern, Sachſen, 
Württemberger wie die Preußen nur von Einem Gefühl geleitet fein könn⸗ 
ten. Aber nichtnur frühere Staatsmänner, ſondern auch noch lebende haben ſich 
in unſerm Sinne ausgeſprochen. Männer, welche bei uns nicht nur Jahre 
lang der Leitung der auswärtigen Politik nahe geſtanden, ſondern ſelbſt dem 
auswärtigen Miniſterium vorgeſtanden haben, ſind der Anſicht, daß eine 
Trennung der Großherzogthümer von Dänemark durch das Intereſſe und 
die Ehre Preußens gefordert werde. Ebenſo urtheilen viele Miniſter, welche 
zwar nur an der Spitze kleiner deutſcher Staaten ſtehen, deren diplomatiſche 
Bedeutung und Befähigung Hr. v. Bismarck jedoch nicht beſtreiten wird. 
Die Antwort, welche die Regierung zu geben hat, ſcheint mir vollkommen 
llar, das Intereſſe Preußens fordert es, die Herzogthümer von Dänemark 
zu trennen; es verlangt, nicht einen deutſchen Thron umzuſtürzen, ſondern 
einen deutſchen Thron zu errichten; es verlangt, den deutſchen Einfluß in 
einem Lande zu befeſtigen, wo er von 10 fader Wichtigkeit iſt, daß ganz be⸗ 
ſondere Gründe in die Waagſchale geworfen werden müßten, um ſich für das 
Gegentbeil zu entſcheiden. Was die geltend gemachte Furcht vor den ruſſi⸗ 
ſchen Erbanſprüchen betrifft, ſo ſchreiben ſich dieſe aus dem Vertrage von 
1773 ber, und doch entſagt der Großfürſt Paul von Rußland in Jener zu 
Kiel publieirten Proklamation vom 31. Mai 1773 ſeinen Hoheitsrechten aus 
dem bis dahin Gottorpſchen Antheil in Schleswig zu Gunſten des Mannes? 


ammes der königl. Familie, und zu dieſer gehörte ſchͤn damals das Haus 

uguſtenburg, als ältefter Zweig der jüngeren königl. Linie. Unſere gegen⸗ 
wärtige Regierung verfolgt im Einverſtändniß mit Oeſtreich eine Politik, 
welche die Herzogthümer bei Dänemark feſthalten joll; der Miniſterpräſident 
bat darauf aufmerkſam gemacht, daß durch das Feſthalten am Londoner Pro⸗ 
tokoll Verwicklungen mit den auswärtigen Mächten vermieden würden; ich 
meine, ohne Fachmann zu ſein, könne man einſehen, daß aus der Haltung 
der deutſchen Großmächte Verwickelungen mit den übrigen deutſchen Staa⸗ 
ten entſtehen müſſen, und ein jeder preußiſche Staatsmann ſollte doch vor 
der Eventwalität eines deutſchen Bürgerkrieges zurückſchrecken, welche den 
fremden Mächten Gelegenheit geben kann, ſich in deutſche Verhältniſſe ein⸗ 
zumiſchen. Wenn der Herr Miniſterpräſident, welcher vor Kurzem noch im 
Gegenſaß zu feiner ganzen Partei als Gegner Oeſtreichs auftrat, jetzt mit 
dieſem Staate Hand in Hand geht, ſo geſchieht dies im Intereſſe einer ten⸗ 
denzihſen innern Politik, weil die nationale Sache ja auch die liberale iſt. In 
den Verhandlungen über die ſchleswig⸗holſteinſche Reſolution, in der Debatte 
über die Adreſſe an Se. Mai. den König bat das Haus erklärt, daß es ſei⸗ 
nerſeits bereit ſei, auf die Geltendmachung jedes Parteiſtandpunktes in inne“ 
ren Fragen für den Augenblick zu verzichten, wenn die königl. Staatsregie⸗ 
rung in dieſer Frage auf das Verlangen des Hauſes eingehe. Aber es kann 
Niemand von uns verlangen, daß wir der & e Mi Hülfe kom⸗ 
men, wenn das, was wir verlangen, nicht ein Mehr oder Minder, ſondern 
. je das Gegentheil von dem iſt, was die Regierung thun will. Wir wol⸗ 

en die Herzogthümer von Dänemark trennen, fie will fie unter das dänische 

Joch beugen; dazu werden wir niemals unſere Einwilligung ertheilen. Die 
Regierung hat kein Recht, zu verlangen, daß wir ihr auf einem Wege folgen, 
auf dem nicht abzuſehen iſt, was aus dem Verhältniſſe Preußens zu Deutſch⸗ 
land, was aus Deutſchland überhaupt wird. Wir können am Ende deſſelben 
nur ein Chaos erblicken, deſſen Entwickelung ſich jeder Berechnung entzieht; 
wir müſſen dagegen proteſtiren und müſſen Alles ablehnen, was eine ſolch 
Politik zu unterſtützen im Stande iſt. 5 . 

Da weitere Redner nicht zum Worte notirt find, iſt die Debatte geſchloſ⸗ 
ſen und wird damit auch dieſer Gegenſtand verlaſſen. 

Der nächſte Gegenſtand der Tagesordnung iſt der Bericht der Budget⸗ 
Kommiſſion über den Etat der Militärverwaltung. — Berichteritat- 
ter Baron v. Vaerſt. (Am Miniſtertiſche haben ſich inzwiſchen mehrere 
Kommiſſarien des Kriegsminiſters, in der Hofloge eine Anzahl höherer Offi⸗ 
ziere eingefunden, darunter Generalfeldmarſchall v. Wrangel.) _ 

Auf Vorſchlag des Präſidenten tritt das Haus zunäachſt in eine General⸗ 
Diskuſſion ein; durch das Loos wird folgende Rednerliſte feitgeftellt: für die 
B der Kommiſſion: Parriſtus (Brandenburg), v. Saucken (Gerdauen), 
Dr. Metzig, v. Saucken (Tarputſchen), Jung, Reichenſperger, Dr. Freeſe, 
Stavenhagen; 1185 dieſelbe: v. Bonin (Genthin), v. d. Heydt, v. Vincke⸗ 
Olbendorff, v. Weiher, v. Mitſchke⸗Collande, v. Richthofen, Graf von 
Wartensleben. Zunächſt erhält das Wort der Berichterſtatter, Baron 
v. Vgerſt: Die Kommiſſion hat feſtgehalten an dem Standpunkte, auf wel- 

(den im Jabre 1862 geſtellt hat, 50 b. 
on⸗ 


dert den National⸗Woh 
ie die c. 


genblick dringender 4 Beschlaſen die Verantwortlichteit nicht übernehmen 
chluſſes, deſſen ſtrikte Ausführung eigentlich Nie⸗ 


würde. Dagegen bebalten wir uns das Recht vor, ſpäter für diejenigen 
Modifikationen zu ſtimmen, die nach unſerer Ueberzeugung zu einer Verſtän⸗ 
digung zu führen geeignet find. Nach dieſen Erklärungen, auf welche ich 
mich glaube beſchränken zu können, legen wir, unfere Perſon, keinen beſonderen 
Werth auf eine formelle Abſtimmung über jede einzelne Poſition. 

Abg. Jung: Ich will mich, ſo wie der Vorredner, kurz falten in der 
Begründung des von mir und der Majorität der Budgetkommiſſion vertre⸗ 
tenen Standpunkts. Es handelt ſich hier vornehmlich um die Wiederher⸗ 
ſtellung der erſchütterten Rechtsverhaͤltniſſe, und da müſſen alle 1 
gründe höheren Intereſſen weichen. Diete die ſind aber 
durchaus nicht haltbar. Es iſt wahrlich kein Kunftſtück, dieſen Etat, in 
welchem die nützlichen Ausgaben z. B. für den öffentlichen Unterricht de., 
die von der Kammer mit Freuden bewilligt werden würden, u 
wo ſelbſt für die Vertheidigungsbereltſchaft des Landes die allerlächerlichiten 
Summen gefordert werden, wie z. B. für die Verſtärkung und den Umbau 
der Feſtungen nur 35,000 Thaler angeſetzt ſind, um nur die Ueberſchüſſe 
möglichſt hoch erſcheinen zu laſſen und gegen den Willen des Landes die 
Reorganiſation durchzuführen. Jetzt wird ſogar die Kriegsgefahr als Motiv 
wieder heraufbeſchworen, dieſe künſtliche Wolke, die feit 1848 fo viel Mil 
lionen ſchon aus dem Seckel des preußischen Volks gelockt hat. Wenn wir 
bei Behandlung der erbeſcelbeuſt. den Weg unferer Vorgänger gehen, 
fo iſt das doch der allerbeſcheidenſte Gebrauch von dem Recht einer Belts, 
vertretung, daß wir eben die Anforderung ſtellen, daß nichts geſchehe ohne 
den Willen des Volkes und ſeiner Vertretung. Zu der konſtitutionellen Ent: 
widelung, find, wir ja noch lange nicht gelangt, daß wir durchſetzen, was das 
Volk will; wir können nicht poſitiv in der Gkepgebung vorgehen, wie es 
die W e als fie die Kornbill, die Katholiken⸗Emanzipation 
durchgeſeßt. Wir ſtehen eben noch beim konſtitutionellen Abe; wir wollen 
verhindern, daß dem Volke fein gutes Geſetz genommen werde. Das Mini⸗ 
ſterium hat manchen Verfaſſungsbruch begangen, aber eins muß man ihm 
laſſen, von dem konſtitutionellen Mittel der 2 uflöſung, der Appellation an 
das Volk, hat es redlich Gebrauch gemacht, von dem Mittel, die Meinung 
des Volkes immer reiner zum Ausdruck gelangen zu laſſen. Es hat einen 


N 
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Hr. Abg. nicht mit einer fo ſcharfen Kritik aufgetreten wäre, 


vollſtändigen Deſtillationsprozeß vorgenommen. Zuerſt im Jahre 1862 fand 


die Neuwahl ſchon unter dem Gewichte dieſer Frage ſtatt; 
latur ſchien aber dem Miniſterium noch nicht rein genug und fie wurde auf- 


die neue Legis. 


gelöft. Die neue Appellations⸗Inſtanz ſchien ihm noch nicht hinlänglich die 


schwankenden Elemente zu heben und es ſchritt zur dritten Appellation, 195 | 


zweiten Auflöſung. Nach der dreimaligen Appellation ſollte nun das Miniſte⸗ 
rium wohl endlich annehmen, daß das, was vor ihm ſteht, doch der wahre 
spiritus reetificatissimus ift. (Bravo! Heiterkeit) Der Miniſter hat ja 
ſelbſt bei der Vertheidigung der Preßordonnanz erklärt, daß ihm die Aus⸗ 
ſcheidung aller unklaren Elemente ſo gut gelungen ſei. Die ſo geläuterte 
Kammer verwirft alſo abermals die 2 eorganiſationskoſten, und man hat 
ſich nur darüber zu wundern, daß fie nicht den ganzen Etat verwirft, daß 
ſie ſich wiederholt die Mühe nimmt, die gegen den ausdrücklichen Willen des 
Haufes immer wieder auf das Ordinarium gebrachten Reorganiſationskoſten 
auszuſcheiden, daß ſie nicht lieber dieſe Rechnung dem Kriegsminiſter allein 
überläßt. In einem benachbarten Lande hat die Kammer den ganzen Etat 
des auswärtigen Miniſteriums geſtrichen und der Miniſter ift berelts durch 
einen andern erſetzt; wir freilich ſind keine heißblütigen Holländer (Heiter⸗ 
keit), ſondern bedächtige Preußen, aber was nicht iſt, kann noch werden, 
wenn das Miniſterium die konſtitutionelle Wiſſenſchaft durch eine dritte Auf- 
löſung bereichern wollte. Der Kaiſer Nikolaus hat einmal geſagt, er kenne 
nur zwei Regierungsformen: Monarchie und Republik. Ich begreife das; 
denn er ſoll eine ehrliche Soldatennatur geweſen ſein; was würde er aber 
zu dem Syſtem des gegenwärtigen Miniſteriums geſagt haben, welches in 
der konſtitutionellen Hülle. nach abſoluter Bewegung trachtet? Es werden 
uns allerdings Geſetzentwürfe due aber ſolche, die verworfen werden 
müſſen, die alſo den Stempel ihrer Verworfenheit ſchon an der Stirn tra⸗ 
gen . Das Miniſterium trägt eben nur die konſtitutionelle Hülle, 
um ſie zu kompromittiren. Das würde jene gerade Soldatenſeele, der Kai- 
ſer Nikolaus nicht 1 haben; er hätte geſagt: Habt Ihr geſchworen 
den konſtitutionellen Rock zu tragen, dann mil Ihr es auch halten; wollt 
Ihr aber die Verfaſſung brechen, dann brecht ſie ganz aber nicht ſtückweiſe. 
Nun werden aber auch Zweckmäßigkeitsgründe geltend gemacht, das Wohl des 
Vaterlandes wird als das höchfte Gejeg geltend gemacht. Darauf hätte je⸗ 
ner Nikolaus geſagt: Ja, bei mir könnte das gelten, der ich despotiſch über 
Ruſſen, Kalmücken und Tartaren herrſche, nicht aber bei Euch, den modernen 
Kulturvölkern Europas, die ihr Wohl in die Hände von aus ihrem Schooße 
hervorgegangenen Geſetzesfaktoren gelegt. Dieſe Berufung auf das Wohl des 
Staates als das 1 Geſetz iſt eine Rückkehr zu dem salut publie Ro⸗ 
bespierres (Heiterkeit), iſt der revolutionärſte Grundſatz der Gegenwart. Will 
etwa das Miniſterium für ihn Propaganda machen? Wenn das Miniſterium 
alſo keine Berechtigung hat, ſich auf den Standpunkt der Nothwendigkeit 
zu ſtellen, ſo braucht dies die Kammer noch weniger zu thun. Die Regierung 
hat ja ohnedies ſo oft geſagt, wir verſtehen nichts von Geſetze machen, alſo 
beſchränken wir uns auf den Standpunkt des klaren Rechts. Freilich folgt 
uns der Kriegsminiſter auch auf dies Gebiet; aber hier ſind wir ihm je⸗ 
denfalls gewachſen, und wir können nur das thun, was unſere Vorgänger 
mit der Reorganiſation gethan; wir können dem Miniſterium nur ſagen, 
was neulich bei der Preß⸗Ordonnanz die erſten Juriſten Deutſchlands 
ihm zugerufen: „Wo die Miniſter ihr Recht ſehen oder zu ſehen behaupten, 
da ſehen wir nach allen bisher unter Menſchen üblichen Denkgeſetzen das Ver⸗ 
brechen des Verfaſſungsbruches.“ — Der Herr Kriegsminiſter hat neulich die 
Berufung auf das Geſetz von 1814 den Standpunkt des abſtrakten Rechts⸗ 
ſtaates genannt; wenn dieſe und ähnliche Grundſätze bei uns Geltung be⸗ 
kommen ſollten, dann müßte allerdings ein neuer Lehrſtuhl der Logik und 
8 errichtet und der Herr Kriegsminiſter mit der Beſetzung 
betraut werden. So troſtlos aber auch die Lage zu ſein ſcheint, ſo wenig 
Hoffnung auf eine augenblickliche Wirkung 5 Votums vorhanden, jo 
können wir doch dem preußiſchen Volke über das Miniſterium hinweg zuru⸗ 
fen: Sei beharrlich, und einſt wird der Tag kommen, der Tag, wo man 
der Volkskraft bedürfen und kein Miniſterium mehr wagen wird, feine ſpe⸗ 
zielle Einſicht, ſein Dafürhalten dem Geſetz und der Meinung von neun 
ni 150 ganzen preußiſchen Nation entgegenhalten zu wollen. (Lebhaftes 
zravo links.) 

Präsident Grabow: Im Laufe feiner Rede hat der Herr Vorredner 
von den, durch das Staatsminiſterum dem Haufe gemachten Vorlagen ge⸗ 
agt, fie trügen den Stempel der Verworfenbeit an der Stirn. Ich meine, 

er Hr. Abg. bat ſich nur verſprochen, er hat vielleit das Wort „Verwerflich⸗ 
keit“ gebrauchen wollen. Wenn dem nicht fo ſein ſollte, würde ich ihm in 
dieſer 0 5010 zu erwidern haben, daß er ſich eines e 
Ausdrucks bedient bat, wie ich denn auch den Wunſch gehegt 35 daß der 
muß mir 
in dieſer Beziehung noch beſonders die Aeußerung des Hrn. N erbitten. 
Abg. Jung: Es it mir jenes vom Herrn Präſidenten gerligte Wort unwill⸗ 
Ban ein Wortiptel eutichlüpft, ich habe damit natürlich nur jagen wol⸗ 
len; Geſetzentwürfe, die das Schickſal, vom Haufe verworfen zu werden, an 
der Stirn trügen. hr 

Inzwiſchen haben die Miniſter v. Bodelſchwingh, v. Mübler und v. Sel⸗ 
how 'am Miniſtertiſche Platz genomen. — Vice⸗Präſident v. Unruh über⸗ 
nimmt den Vorſitz. i : ? . 

Abg. v. d. Heydt: Der Redner iſt auf der Journaliſtentribüne nur 
höchſt unvollkommen und in abgeriſſenen Worten zu verſtehen. Er ſcheint 
mit einer Entwicklung der Stadien, welche die Militärfrage bisher durchlau⸗ 
ſen, zu beginnen und führt in dieſer Hinſicht aus, daß dieſes Haus zweimal 
die Mittel zur Reorganiſation des Heeres bewilligt habe und die Reorgani⸗ 
ſation deshalb bereits unter Mitwirkung des Hauses erfolgt ſei. (Heiterkeit, 
Rufe: lauter), Die Aufhebung der Reorganiſation habe man nie verlangt, 
vielmehr nur die zweijährige ae begebrt und andere unbeſtimmte For⸗ 
derungen bingeſtellt. Hiervon habe die Staatsregierung den Beſtand des 
Heeres nicht abhängig machen können. Es folgen Ausführungen Über das 
Bewilligungsrecht der Landesvertretung, über die wahre Landesvertretung, 
welche nicht in dieſem Haufe vorhanden ſei, und über die Lücke, welche die 
Verfaſſung in Bezug auf die Yudgetbewilligun aufzuweiſen hat. (Mebrfa⸗ 
cher Widerſpruch des Hauſes. Der Ruf: lauter! wird wiederholt. Glocke des 
Präſidenten.) Vom Jahre 1865 ab würde ſich der Etat jo geſtalten, daß die 
von der Regierung verlangten Reorganiſatioaskoſten ſtets durch die laufen⸗ 
den Einnahmen gedeckt ſein würden. Der Redner ſchließt mit Ausführun⸗ 
gen, daß dieſes Haus nicht das Recht habe, das Herrenhaus oder den König 
zu irgend welchen Handlungen zu zwingen. (Bravo bei den Konſervativen, 
Ziſchen links.) 5 8 , h ; 

Abg. Zweiten weiſt verſchiedene Widerſprüche nach, welche zwiſchen 
den heutigen Auslaſſungen des gem v. d. Heydt und früheren Reden deſ⸗ 
fe bed ſowie ſeinem bekannten Briefe an den Kriegsminiſter beſtehen. Es 

ei bedauerlich, daß dieſer Herr Abgeordnete, nachdem er aufgehört Miniſter 
zu fein, ſo ſtark retrograde Fortſchritte gemacht habe. (Heiterkeit.) Die Ber 
bauptung des Vorredners, das Haus habe zweimal die Reorganiſationskoſten 
bewilligt, ſei thatſachlich unrichtig. Das Haus habe nie die Reorganiſation 
gutgeheißen (Bravo!), wohl aber habe ſich im Haufe die Bereitwilligkeit ge⸗ 
eigt, mit der Regierung einen Kompromiß über die ſchwebende Frage zu 
ih ießen. Der Redyer ſpricht ſich daranf gegen die vom Grafen Schwerin 
geltend gemachten E ten aus und fährt dann fort: Ich 
babe im Jahre 1862 nach meinen Kräften dahin geſtrebt, ein Kompromiß 
zwiſchen der Krone und der Landesvertretung herbeizuführen. Ich hielt es 
damals für dringend geboten, die Krone nicht zu nöthigen, daß fie wähle zwi⸗ 
or Armee und Verfaſſung. Die Sachen lagen damals jo, 3 es geboten 
chien, den Verfaſſungskonflikt nicht auf die Spitze zu treiben. Ich befürch⸗ 
tete ſchon damals, die Yage wäre ſo, daß die Krone in dem obengenannten 
Konflikt ſich für die Armee und gegen die Verfaſſung entſcheiden würde. 
Dieſe Befürchtung bat ſich jetzt leider erfüllt. Es hat ſich gezeigt, daß die 
Verfaſſung der Regierung gegenüber keinen Werth mehr bat, Die Ok⸗ 
troyirung der Pre N die Nichtachtung des von der Landesvextre⸗ 
tung bewilligten Budgets laſſen hierüber keinen Zweifel. Wir an unſerer 
Stelle dürfen aber nicht die Hand er bieten, daß wir von den uns zuſtehen⸗ 
den Befugniſſeneinerſbeſchließenden Verſammlung herabgedrücktwerden, zu de⸗ 
nen einer nur berathenden (Bravo!) die Regierung bältunfere Suftimmumgan 
der Budgetvorlage für gleichgültig und entbehrlich (Sehr richtig‘), fie bat ich 
damit für die Armee entſchieden, um jo mehr müſſen wir uns für die Ver⸗ 
faſſung erklären. (Lebhaftes Bravo!) — Wir ſtellen die Verfgſſung über 
die Armee; wir due nicht weichen von der Verfaſſung. Wir ſind dur 
die gefaßten Beſchlüſſe gebunden und in Folge derſelben nicht mehr in der 
Lage, die Kommiſſionsanträge verwerfen zu können. Schlimmer, als es ge⸗ 
geuwärtig um die Verfaſſung ſteht, kann es ohnehin nicht mehr werden. 
Cebhaftes Bravo!) 8 3 
Kriegsminiſter p. Roon: Meine 1 ich habe nicht die Abſicht, die 
Disluſſion weſentlich zu verzögern oder zu erſchweren; ich bin indeſſen dur ch 
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Boeslehung, daß 


miſſion Folge geben, das Bu 


Rede, und jetzt räth die 
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meine amtliche Stellung genöthigt, das Wort zu nehmen, um den Stand⸗ 
punkt der Regierung in dieſer Frage zu wahren. Was ich bis jetzt von der 
Tribüne herab Seitens derjenigen Herren, welche für die Kommiſſtonsan⸗ 
träge geſprochen, gehört habe, hat den Standpunkt in keiner Weiſeerſchüttert, 
welchen einzunehmen der Regierung als Pflicht erſcheint. Ich kann mich 
auch unmöglich auf die Widerlegung aller derjenigen Aeußerungen einlaſſen, 
die gegen die Regierung von der Tribüne herab gefallen ſind; ich glaube na⸗ 
mentlich, daß das Haus mich davon dispenſiren wird, mich gegen die Vor⸗ 
würfe des Abg. Jung zu vertheidigen. Jeder Billigdenkende muß beklagen, 


daß die Waffen nicht gleich vertheilt find, es iſt daher beſſer, auf dieſe Sache 


nicht weiter einzugehen. Ich habe das Wort ergriffen, nicht um die Sum⸗ 
men feitzubalten, welche nach den Kommiſſtonsanträgen abzuſetzen find, ſon⸗ 
dern vorzugsweise, um den Standpunkt der Regierung feſtzuhalten und noch⸗ 
mals die Prinzipien zu wahren, auf denen er beruht. Es würde vergeblich 
ſein, wollte ich für die Genehmigung der Summen irgend ein Wort verlie⸗ 
ren. Ich bin kein Mann, der im parlamentariſchen Sinne ſehr verſirt iſt, 
aber ich weiß genug, um die Ueberzeugung zu haben, daß alle Beſchlüſſe 
der, Majorität vorher feſtgeſtellt find, ehe das Drama in dieſem Haufe 
beginnt. In dem Vorparlament, den jogenannten Fraktionen, werden alle 
dieſe Dinge beſchloſſen und da eine übermäßige Majorität bier im Hauſe 
der Regierung gegenüberſteht, begreife ich, daß jede 1 gegen ſolche 
Beſchlüſſe eitel en würde. — Ich wünſche zu ſprechen, ohne Emphaſe oder 
Ironie, rein objektiv zur Sache; ich will nicht dieſen oder jenen Ton anſchla⸗ 
gen, das ift nicht meine Abſicht; ich würde mit dem Pathos keinen Ein⸗ 
druck machen, böchftens den einen oder den andern herausfordern, und das 
will ich nicht. Die vorige Seſſion hat gelehrt, daß jede Demonſtration 
gegen gehäſſige Angriffe zu weiteren Konflikten führte, welche für die Re⸗ 
gierung und die Landesvertretung wie für die Sache ſelbſt und das Land 
nicht von Vortheil waren. Ich will ohne Ironie ſprechen, weil die Sache mir 
zu wichtig und zu ernſt iſt, alſo ſchlicht und recht, ohne Jemanden zu kränken, 
aber auch ohne Hoffnung, hier Jemand zu gewinnen, lediglich um des Landes 
willen und der Nachkommen willen, welche die Sache mit andern Augen be- 
trachten werden, als die Gegenwart. Wenn ich ein Wort ſagen werde, was 
wehe thut, ſo iſt das um der Wunde willen und nicht des Fingers wegen, der 
fie aurührt. Ich glaube nicht einen Gemeinſatz 0 ſagen, wenn ich aus⸗ 
ſpreche: Die Selbſterbaltung ift der oberſte Grundſaz für das Individuum: 
in Bezug auf den Staat halte ich fie für eine ſittliche Pflicht. Eine Aus⸗ 
führung von Beſchlüſſen, welche dieſer Pflicht entgegenlauſen, iſt nach mei⸗ 
ner Meinung daher völlig unmöglich. Sie machen der Regierung den Vor⸗ 
wurf, daß fie die Reorganiſation aufrecht erhält, ungeachtet ihrer ar. 
Sie fordern Gehorſam für Ihre Beſchlüſſe in einem Augenbkick, wo für 
Preußen die Entwicklung großartiger militäriſcher Kräfte eine Nothwendig⸗ 
leit geworden it; in einem Augenblicke, wo Sie pon der Regierung Schritte 
verlangen, die das Vaterland mit allen europäiſchen Großmächten in ernſte 
Verwickelung zu bringen drohen. Sie ſcheinen zu wollen, daß die Regierung 
rückgängig mache, was durch die Reorganiſation geſchehen iſt. Die Kommiſ⸗ 
ſion kommt mehrfach auf dieſen Punkt zurück. Ich frage Sie, ob, wenn die 
Negierung ſolchen Beſchlüſſen Folge geben würde, Sie damit übereinſtimm⸗ 
Ich bin der Meinung, daß Sie ſich dadurch eines jchweren Vergehens 

gegen die Sicherheit des Landes ſchuldig machen würden. Sie wiſſen das 
recht gut, aber Sie dringen darauf, weil fie meinen, daß durch ihre Be⸗ 
ſchlüſſe eine Ihnen mißliebige Regierung geſtürzt werden könnte; Sie ftel- 
len die Regierung vor die Alternative: entweder kein Budget, oder Ruin der 
Armee. ie ſelbſt können gar nicht wünſchen, daß Ihren Beſchlüſſen 
Folge. gegeben werde, denn kein Patriot kaun dies wünſchen. Ich ſpreche 
21 ein Wort gelaſſen aus, was vielleicht Manchen von Ihnen verletzt; ich 
erkläre, ich kann es nicht umanggelbrochen laſſen, denn es iſt die Wahr⸗ 
beit und es iſt gut, daß die Wahrheit geſprochen werde. Sie treiben 
Tendeuz⸗Politik mit einem ſolchen Beginnen. Sie wollen das Mini⸗ 
ſterium ſtürzen und gelle Beſchlüſſe, welche nach meiner Auffaſſung die Si⸗ 
cherheit des Landes gefährden; Sie treiben dieſe Tendenzpolitik auch in der 
0 Sie ſogar die äußere Politik vorſchreihen wollen, welche die 
gierung zu luce at, wenn ſie ſich Ihrer mu erfreuen ſoll. 
In beiden Beziebungen beabſichtigen Sie etwas, was die Verfaſſung verletzt 
GM links). Nach der Verfaſſung gebührt Sr. Maj. dem Könige die 
Wahl ſeiner Näthe; Sie 75 101 jetzigen e entfernt 
zu ſehen, um Perſonen Ihrer Wahl an deren Stelle treten zu laſſen (ob! oh ). 
Meine Herren, dieſe Tendenzpolitik iſt nach meiner Meinung eine die Ver⸗ 
faſſung bedrohende, eben jo die andere, wenn Sie Ihre Bewilligung abhän⸗ 
en wollen von der Politik, welche der Majorität dieſes Hauſes zweck⸗ 


as B noch bevor Sie ich ſchlüſſig 
gemacht haben über das Ihnen. a ae e e Sie laſſen da⸗ 
bei auch die letzte Rückſicht außer Acht, welche Sie bisher beobachtet haben. 
Im Jahre 1862 ſagten Sie: Sie würden bewilligen, wenn Ihnen ein Or⸗ 
aniſationsgeſetz vorgelegt werden würde. Es war damals vielfach davon die 
ommiſſion zu verwerfen, obgleich ein ſolches Geſetz 
vorgelegt it, und bevor Sie es. nd und berathen haben. Das iſt ein 
ortſchritt auf Ibrer Bahn. Sie ſind dabei freilich in Ihrem formellen 
echte, aber indem ich gegen ein ſolches Verfahren Proteſt einlege vor dem 
Lande, erkläre ich, Sie darin in keiner Weiſe ſtören zu wollen. Deshalb will 
ich ein⸗ für allemal gegen die von der Kommiſſion beantragte Abſetzung Wi⸗ 
derſpruch erheben und auf die Bekämpfung der einzelnen Kommiſſions⸗An⸗ 
träge verzichten. Ich glaube, ich werde damit Ihren Wünſchen, dieſe Ange. 
legenheit ſchneller zu erledigen, entgegenkommen. Wollen Sie Ihr hohes 
Spiel im Vertrauen auf den Gewinn, den Ihnen nach Ihrer Meinung die 
ukunft verheißt, fortſetzen — — — wohlan, jo ſetzen Sie dies gefährliche 
Spiel for (Vereinzelte Bravos rechts, Ziſchen links.) 3 
Ein Antrag auf Schluß der Debatte iſt eingebracht; das Präſidium er⸗ 
klärt die Abſtimmung für zweifelhaft und damit den Antrag für abgelehnt, 
N a „Schluß morgen.) 1 
— Die Anleihekommiſſion hat nicht, wie irrthümlich gemeldet, den Abg. 
v. Forkenbeck, ſondern den — Aßmann ftatt des erkrankten Hrn. v. Syhel 
zum Referenten gewählt, der Abg. v. Forkenbeck ift bereits mit anderen Re⸗ 
feraten vollauf beichäftigt. \ 

„ Die neueſte, am Sonnabend eingegangene rn des Staats⸗ 
miniſteriums in Bezug auf das Reguiſitionsrecht der Unterſuchungskommiſ⸗ 
1 des Hauſes der Abgeordneten hat die Kommiſſion in keiner Weiſe befrie⸗ 

ige: das Staatsminiſterium beharrt dabei, das genannte Recht nicht anzu⸗ 
erkennen. 
— Die Kommiſſion zur Vorberathung des Geſetzentwurfs wegen Er⸗ 
gänzung“ des Art, 99 der Verfaſſung hat vorgeſtern den Bericht des Refe— 
renten Sion. Gneiſt entgegengenommen und genehmigt. 


dget zu verſtümmeln, no 


gig machen wollen [ K 
mäßig = Diesmal beabfichtigen Sie, wenn Sie den Anträgen der Kom⸗ 


Lokales und Provinzielles. 


Poſen, 12. Januar. Die politiſchen Attentate ſcheinen 
nun auch hier beginnen zu ſollen. Das erſte wurde geſtern gegen den 
verantwortlichen Redakteur dieſer Zeitung verübt, der Abends 7 Uhr von 
einem polniſch gekleideten jungen Manne in der Wilhelmsſtraße am 
Anderſch'ſchen Garten angefallen, und während er dieſen zu Boden warf 
und entwaffnete, noch von zwei anderen Banditen meuchlings angegriffen 


wurde, von denen einer eine blanke Waffe gehabt haben ſoll. Der Ange⸗ 


griffene hat glücklicherweiſe keine irgend erhebliche Verletzung davongetra⸗ 
gen, leider! aber keinen dieſer erbärmlichen Buben, die, als ſich Menſchen 


näherten, ihr Heil in der Flucht ſuchten, feſthalten können, jedoch unmit⸗ 


telbar nach dem Vorgange der Staatsauwaltſchaft eine genaue Beſchrei⸗ 
bung des erſten Angreifers gegeben, und die Unterſuchung iſt eingeleitet. 
Es iſt möglich, dab ſolche Attentate ſich wiederholen, auf die Haltung 
unſerer Zeitung, welcher ſie gelten, werden ſie aber ohne Einfluß ſein. 
Wir find uns bewußt, richtig verſtandene polniſche Jutereſſen niemals 
verletzt, in neueſter Zeit und nachdem wir unſern Standpunkt in der 
polniſchen Frage hinlänglich bezeichnet zu haben glaubten, ſogar ausſchließ— 
lich im Sinne der Verſöhnung der Nationalitäten gewirkt zu haben. 
Dieſes Attentat zeigt, daß die polniſche Agitationspartei keine Verſöhnung 
will; wenn ſie aber keine beſſeren Argumente für ihre Sache hat, als 
meuchleriſche Angriffe auf unbewaffnete Menſchen, dann ſcheint dieſelbe 
rettungslos verloren. Sie wird in der Verachtung untergehen, von wel⸗ 


cher ſchon jetzt alle beſſeren Elemente der Geſellſchaft gegen ſie erfüllt ſind. 


Poſen, 12. Januar. Am vergangenen Sonnabend wurde hier 
ein Pole Namens Kaſimir Chelmicki verhaftet und nach Berlin abgeführt. 
Einige hier wohnhafte, mit ihm gleichzeitig verhaftete Polen wurden nach 
wenigen Stunden wieder in Freiheit geſetzt. 

— Der Generalmajor und Kommandeur der 2. Infanteriebri⸗ 
gade, Bronſart v. Schellendorff, iſt zum Kommandeur der 10. 
In ernannt worden. = 
— Das Straßenpflafter iſt auf der St. Martinſtraße ſtellenweiſe 
fo ſchlecht, daß ſehr häufig Unfälle vorkommen. So brach 9 ein — 
Schulzen Jeske aus St. Lazarus gehöriger Ochſe das Bein, als er in eine 
Untiefe gerieth und mußte mit einem Verluſt von 30 Thlrn. ſofort an einen 
Fleiſcher verkauft werden. An derſelben Stelle und am jetben Tage bradı 
ein dem Braueigner Herrn Gumprecht gehöriger mit Kohlen beladener Wa⸗ 
aa n be an 9 8 Mae a Sale Fa 15 len, wie 
nothwendig und dringend eine Umpflaſterung der Straße ift, damit das Pu⸗ 
blikum vor weiteren Schaden behütet wird. 2 

bh Birnbgum, 9. Jan. Der Vorſchußverein, der im vorigen 
Jahre mit 70 Mitgliedern ins Leben trat und jetzt 120 Mitglieder zählt, elt 
am 2. Jan. eine Generglverſammlung, die recht zahlreich beſucht war. Der 
Vorſitzende machte die Anweſenden zunächſt mit dem Abſchluſſe der Jabres⸗ 
rechnung bekannt, und es ergaben ſich folgende ſehr erfreuliche Reſultate: 
Einnahme: 1) Einlagen der Mitglieder 319 Thlr. 25 Sgr., 2) Monats- 
ſteuern derſelben 245 Thlr. 26 Sgr. 3) aufgenommene Darlehen 875 Thlr., 
4) für Statuten⸗ und Quittungsbücher 8 5 5 10 Sgr., 5) Rückzahlungen 
auf gegebene Vorſchüſſe 900 Thlr., 6) Zinſen der Borfhußempränger 60 
Thlr. 29 Sgr., zuſammen 2450 Thlr. 10 Sgr. — Ausgabe: 1) Gegebene 
Vorſchüſſe 2103 Thlr. (excl. 626 Thlr. prolongirte Darlehen), 2) zurückge⸗ 
zahlte Darlehen 140 Thlr., 3) gezahlte Zinſen 13 Thlr. 26 Sgr. 7 Br. 4) für 
ER Bücher und Botenlohn 30 Thlr. 22 Sgr. 9 , zufammen 
2287 Thlr. 19 Sgr. 4 Pf., mithin verblieb ein Kaſſenbeſtand von 162 Thlr. 
20 Sgr. 8. Pf. ee konnten bisber von dem Vorſtande nur 
Darlehen bis zur Höhe von 100 Thlr. bewilligt werden; die Verſammlung 
beſchloß auf Antrag des Vorſtandes eine Erhöhung der Darlehen bis zu 150 
Thlr., da bei der Vergrößerung des Vereins und der Wirkſamkeit deſſelben 
ſich das Bedürfniß hierzu herausgeſtellt hatte. Jedenfalls werden in nicht 
allzuferner Zeit die Darlehen bis auf 200 Thlr. erhöht werden. Fonds ſind 
ſtets vorhanden, und es werdem dem Vorſtande fortwährend Kapitalien offe⸗ 
riet. Zuletzt wurden die ſtatutenmäßig, durch das Loos ausgeſchiedenen 
Mitglieder des Vorſtandes einſtimmig wiedergewählt. 

DO Liſſa, 10. Januar. IStadtverordnetenſitzung; Dieb⸗ 
ſtähle; Erſtickung.] In ihrer erſten diesjährigen Sheng am vorigen 
Sonnabend rekonſtituirte ſich unſere Stadtverordnetenverſammlung durch 
die Wahl des Vorſitzenden und Schriftführers, ſowie deren Stellvertreter. 
Zum Vorſitzenden wurde Herr Rechtsanwalt Nolte einſtimmig wiederge⸗ 
wählt, während als deſſen Nachfolger der Rentier, Herr Apotheker Blüber 
aus der Urne hervorging. — In der jüngſten Zeit ſind hier wiederholt freche 
Diebſtähle vorgekommen; einer der bedeutenderen wurde in der Handlung 
und im Fabrikgeſchäft der Gebrüder M. Weed Die maſſenhaft ge 
ſtohlenen Waaren ſchaffte der Dieb (ein im Geſchäſt der Firma thätiger Ar⸗ 
beiter, der im vorigen Jahre in Folge begangener Fahrläſſigkeit als Hülfs⸗ 
Weſchenſteller auf dem bieſigen Bahnhofe gerichtlich beſtraft und ſeines 
Dienſtes entlaſſen worden), zu einer Angehörigen ſeiner Frau nach dem be⸗ 
nachbarten Städtchen Zaborowo, wo das geraubte Gut theilweiſe vorgefun⸗ 
den worden. Im Laufe der vorigen Woche wurden ferner aus zweien Neben⸗ 
ſynagogen der bieſigen jüdiſchen Gemeinde die Gotteskaſten ausgeleert, die 
Wand⸗ und meſſingnen Kronenleuchter fortgenommen. Der Dieb iſt mit⸗ 
telſt Einbruchs in die Lokaljtät gelangt und ſcheint mit der Praxis des Schloß⸗ 
öffnens beſonders gründlich vertraut zu ſein. Endlich ſcheint auch die vor 
mebreren Jahren hier vorgekommene, ſpekulative Gier, Hunde heimlich auf⸗ 
zufangen und zu tödten, von Neuem Boden zu gewinnen. So wurde einem 
bieſigen Klempnermeiſter ein ausgezeichneter Jagdbund neuerdings geraubt 
und die Staatsanwaltſchaft fordert das Publikum auf, fie mit Winken und 
Indicien zur Ermittelung der Thäter zu unterſtützen. — Der Geſelle und 
Lehrling eines hieſigen Fleiſchermeiſters waren vorgeſtern durch Unachtſam⸗ 
keit dem Erſtickungstode nahe. Sie heizten ſich Abends vor dem Schlafen- 
legen noch einmal ein, ſchloſſen wahrſcheinlich zu früh die Ofenklappe und 
wurden am folgenden Morgen in einem Zuſtande vorgefunden, der beſon⸗ 
ders für das Leben des Geſellen Beſorgniß erregend war. Derſelbe wurde 
einſtweilen nach dem — Fr — 
Sam ter, 11. Januar. Das bieſige Komit hleswig⸗Hol⸗ 
ſtein hat vor längerer Zeit den Beſchluß ie die cle nationale Sache 
Schleswig⸗Holſteins Geldſammlungen m veranftalten. Auf ein an das 
Sberpräſidium von Poſen gerichtetes Geſuch iſt dem Komité der Beſcheid 
geworden, daß Sammlungen zu dieſem Zwecke, ungeachtet mehrfacher Vor⸗ 
ſtellungen beim Staatsminiſterium, für die hieſige Provinz bisher nicht ge⸗ 
ſtattet worden ſeien. Das Oberpräſidium ſei deshalb nochmals porſtellig 
geworden. Die Gründe der hohen Politik ſind in einer kleinen Stadt zu 
wenig bekannt, das hieſige Komite bedauert nur, daß es das Scherflein feiner 
Wirkſamkeit für bedrängte Brüder bisher nicht hat darbringen können. — 
Die Maſernkrankheit graſſirte unter den Kindern bierjelbft 9 Zeit ſo 
ſtark, daß die Schließung ſämmtlicher Schulen erfolgt war. Jetzt bat die 
Krankheit nachgelaſſen und es ſind die Schulen mit dem heutigen Tage wie⸗ 
der eröffnet worden. — Die für den hieſigen evangeliſchen Kirchenbau in 
der Provinz Polen bewilligte Hauskollekte hat einen Ertrag von über 1500 
Thlen. ergeben. Es iſt dies eine anerkennungswerthe Beihilfe für die bie⸗ 
ſige evangeliſche Gemeinde. | . 
„Schwerſenz, 10. Januar. In den hierorts eingerichteten zwei 
Schiedsmannsbezirken kamen im verfloſſenen Jahre zur Verhandlung; a. im 
Bezirke Nr. 1., Schiedsmann Backermeiſter Mattheus 34 Inzurjenſachen, 
wovon 11 dachi und 23 dem Gerichte üÜberwieſen, und 31 Streitſachen, 
wovon 28 geſchlichtet und 3 dem Gerichte überwieſen worden find. b. In 
Bezirke Nr. 2., Schiedsmann Kaufmann Baruch, 30 Injurjenſachen, wo⸗ 
von 12 geſchlichtet und 18 dem Gerichte überwieſen, und 18 Streitſachen, 
wovon 11 geſchlichtet und 7 durch Zurücktreten der Partheien beendet worden 
ſind. Es ſind demnach von den im erſten Bezirke verhandelten 65 Sachen 
nur 26 und von den im zweiten Bezirle verhandelten 48 Sachen zum Pro⸗ 
zeßverfahren gelangt. Die Bwednrüßigfeit des ſchiedsmänniſchen Inftituts 
läßt ſich daher nicht verkennen. Es fordert den Feinden und wirkt beſonders 
wohlthuend auf die nur e und koſtſpieligen Injurjenprozeſſe, 
wovon obige Nefultate den ſchönſten Beweis liefern. 

r Wollſtein, 10. Jan. Todesfall durch Erfrieren; Kreis⸗ 
kommunales: Kreiserſatzgeſchäft.] Die unperehelichte Fechner aus 
Wilze erkrankte in Tepperbuden und der dortige Drtsichulge ließ dieſelbe, 
damit fie nicht der Gemeinde zur Laſt falle, am 2. d. Mts. nach Wilze zum 
Schulzen bringen. Sie wurde, erſtarrt vor Kälte, Beit noch lebend in die 
Wobnung des Schulzen gebracht, aber nach kurzer Zeit ſchon gab fie ihren 
Geiſt auf. Ob irgend Jemanden eine Verſchuldung bei dieſem Todesfalle 
trifft, wird die eingeleitete 4 ergeben. — Der hieſige Kreis hat 
für das Jahr 1864 an Beiträgen zur Unterhaltung und Verwaltung der 
Provinzial⸗Chauſſeen, zur Verzinſung der ausgegebenen Provinzial⸗Obli⸗ 
Aaulelke ſowie zur Tilgung der zweiten Amortiſationsrate der Provinzial⸗ 
Anleihe von 1,100,000 Thlr. 3973 Thlr. aufzubringen. Zu dieſer Summe 
haben nach den beſtätigten Kreistagsbeſchlüſſen die Dominien, Domänen 
und ſelſtſtändige Güter nach dem d 25½ Prozent, die Städte 
nach der Klaſſenſteuer 18 ½ Fark und die Landgemeinden ebenfalls nach 
der Klaſſenſteuer 56 Prozent aufzubringen. Es ſind daher auf die Domti- 
nien ꝛc. 1013 Thlr., auf die Städte 736 Thlr. und auf die Landgemeinden 
2225 Thlr. vertheilt. Der kleine Ueberſchuß wird nur eckung event. Aus⸗ 
fälle in Folge von Reklamationen verwendet. — Unſer Landrath hat in dieſen 
Tagen einen Aufruf an die Kreis⸗Eingeſeſſenen erlgſſen, namentlich dem 
Poſenſchen Ulanen⸗NRegiment Nr. 10, das ſeit 9 Monaten bereits feine 
Kantonnementsorte Unruhſtadt und Züllichau verlaſſen und an der polni⸗ 
ſchen Grenze ſich befindet, eine Beihülfe an wollenen Strümpfen ꝛc. zu ge⸗ 
währen. Die eingegangenen Gaben werden ſofort an das Regiments⸗Kom⸗ 


mando, das zur Zeit in Wreſchen ſteht, abgeſandt werden. — Das dies⸗ 


jährige Kreiserſatzgeſchäft für den bieſigen Kreis wird ſchon in den Tagen 
vom 25. bis zum 30. d. Mis. hier abgehalten werden. Bei dieſer Gelegen⸗ 
heit wird auch die Kreiserſatztommiſſion über die Reklamationen derjenigen 
Neferve- und Landwehrmannſchaften entſcheiden, deren einſtweilige Zurück⸗ 
ſtellung hinter die 7. Klaſſe des erſten a en wegen häuslicher, gewerb⸗ 
licher und ſonſtiger Verhältniſſe geſtattet ift 


(Beilage.) 


9. Dienftag, 


Ski aus dein, 0 
und v. Rogalinski aus Gerefwica 
OEHMIG'S HOTEL DE FRAN 


v. Swinarska und Frau Dzierzanowska aus Golaſzyn, Fräulein 
v. Pruska und Fräul. v. Koczorowska aus Piotrkowice, G 


v. Jaraczewski aus Budowo 


HOTEL DU NORD. Rittergutsbeſitzer v. Buchowski aus Pomarzanki, Ober⸗ 


Angekommene Fremde. 
Vom 12. Januar. 3 
STERN’S HOTEL DE L’EUROPE. Die Kaufleute Marum, Michel, Auſtrich 
und Doktor Kierſtein aus Berlin, Lieuten. un Ge 
aus Laſſowko, Fabrikant Leipziger aus Auerbachshütte, Frau Nitter⸗ 
gutsbeſitzerin v. Sawicka aus Gr. Rybno, die Gutsbeſitzer v. Topin⸗ 
uſſocin, v. Brzeski aus Krotoſchin, v. Kierski aus Brieſa 


Die Rittergutsbeſitzer v. Wedell aus Brody, 
v. Swinarski jun. aus Golaſzyn, Urbanowski aus Miechowice, Frau Stettin, Lewy aus Hambur 


Gutsbeſitzer Gericke 


utsbeſitzer 


leute Ku 


Bo 
BUSCH'S HOTEL DE ROME. 
Rentierin Gabriel aus Stettin, Partikulier Riemann und die Kauf⸗ 


\ hlmann aus Breslau, Levy aus Berlin und Wolffſohn aus 
Filehne, Gutsbefiger Meißner nebſt Frau aus Kiekrz. 
MYLIUS’ HOTEL DE DRESDE. Streisphyfitus Dr. Rehfeld aus Grätz, 
händler Rademacher aus Kienitze, die Kaufleute Cohn, Müller, Neu⸗ 
haus und Wolfftzeim aus Berlin, Koennemann aus Henriettenhütte, 
Steinberg aus Breslau, Goldſchmidt aus Frankfurt a, O., Feſt aus 
e g, Meſſer aus Heyde, Stimming aus 
Leipzig, Wülbern aus Bremen und Kunz aus Paris. 
HOTEL DE BERLIN. Gutsbeſitzer Maaß aus zulin, Hauptmann a. D. To⸗ 
porowski a. Grätz, Oekonomie⸗Kommiſſar Hanke aus Ro 
vatlehrer Majorowicz aus Strzemkowo, Agronom v.“ 


Frau Juſtizräthin v. Büdenburg a. Berlin, Frau 


aſen, Pri⸗ 
rodzki aus 


SCHWARZER 


BAZAR. Die 


olz⸗ 


HOTEL DE PARIS. 


Loſa aus Obrzuck 


aus Wreſchen. 


12. Januar 1864. 


Gneſen, die Kaufleute v. Kaſinowski aus Schokken, Werner aus Ja⸗ 
vaczewo, Oppler aus Glogau, Wolff und Würſing aus Berlin. 

ADLER. Die Gutsbeſitzer v. Malczewski aus Wongrowiec, 
Berndt aus Wezyn, v. Swiniarski aus Budziſewo, v. Suchorzewgfi 
aus Puſzezykowo und Frau v. Malczewska aus Piotrkowice. 
Gutsbeſizer Mittelſtädt aus Silee, 


v. Unrug aus Malpin, 


v. Bieganski aus Lukowo, v. Stablewski aus Slachein, v. Eblapow⸗ 

ski und Wirthſchaftsbeamter Konkiel aus Kopaſzewo, Gutsverwalter 

Kozlowski aus Powiz. . 

Nendant Biedermann aus Miloslaw. 

KEILER S HOTEL ZUM ENGLISCHEN HOF. Die Kaufleute Hamburger aus 
Berlin, Litthauer aus Polajewo und Liebenwalde aus Meſeritz, Fräul. 


eto. Be En 7 5 » . 3 
EICHBORN’S HOTEL. Die Kaufleute Coewenheim aus Nackel und Ehrenfried 


Inſerale und Pörſen⸗ Nachrichten. 


der Partialſchaden nicht die Hälfte des Verſicherungsbetrages erreicht, oder der Beſchädigte für die genügende 


Pekanntmachung. 


Das revidirte Reglement für die Feuer⸗Sozietät der Provinz Poſen vom 9. September 1863 gewährt 


h) Eine weſentliche Erleichterun 


Verwendung eine von der Provinzialdirektion als annehmbar erkannte Bürgſchaft leiſtet. 
g gewährt der $. 57 im zweiten Abſatze, indem danach die Zahlung ohne 


einerſeits den Verſicherten, andererſeits den Hypothekengläubigern im Vergleich mit dem frühern Reglementſden Nachweis der Legitimation an Denjenigen erfolgen kann, welcher als Eigenthümer in dem Kataſter einge⸗ 


erhebliche Vortheile. Da diefelben noch nicht allgemein bekannt fein dürften, jo ſieht ſich die unterzeichneteſtragen ift. 
Direktion veranlaßt, unter Bezugnahme auf die betreffenden §8. des revidirten Reglements Nachſtehendes i) 


hervorzuheben: 


I. In Anſehung der Verſicherten. 


a) Nach 
des Tages r 


an welchem der Antrag des Verſiche 


telbaren Abgabe an die Provinzial ⸗ Direktion bei dieſer präſentirt worden iſt. 


b) Seither durften die Gebäude nur mit /, ¼ reſp. / ihres gemeinen Werthes, die Steinfunda⸗ 
mente und Kellerwände aber gar nicht verſichert werden. Nach §. 18 des revidirten Reglements können aberſder L 


die Gebäude nunmehr zu dem vollen gemeinen Werthe der durch Feuer zerſtörbaren Theile und auch die Stein— 


fundamente und Kellerwände mit verſichert werden. 


c) Der §. 25 gewährt eine Erleichterung darin, daß die Beiträge jetzt in Vierteljahrsraten zu zahlen 
während dies ſeither in Halbjahrsraten geſchehen mußte. ; 
d) Nach S. 27 gilt jetzt für eine iſolirte Lage die Entfernung eines Gebäudes von den andern: 
x in der 5 „Klaſſe von mindeſtens 1 Ruthe, 

i . * * 5 = 


ſind, 


2 EZ 


u, 


während dieſe Entfernung ſeither reſp. 5, 10 und 20 Ruthen betrug. Es werden daher viele Gebäude in Klaſſen 
zu verſetzen fein, welche niedrigere Beiträge zahlen, und wird in dieſer Beziehung auf die unterm 10. De⸗ 


15 = 


* 


zember vor. Jahres durch das Amtsblatt erlaſſene Bekanntmachung Bezug genommen. 


e) Nach §. 28 können Gebäude eines Gehöfts, welche zu einer und derſelben Wirthſchaft gehören (wie 
die ſogenannten Hauländereien) nach dem Ermeſſen der Provinzial⸗Direktion mit Bezug auf die Iſolirung als 
ein Ganzes angejehen werden und als iſolirt gelten, wenn keins der dazu gehörigen Gebäude von den benach⸗ 


barten Gebäuden in geringerer Entfernung liegt, als im §. 27 beſtimmt iſt. 


) Bei Totalſchäden erfolgte die Zahlung der Entſchädigung ſeither in drei Raten. Nach §. 52 erfolgt 
chaden-Vergütung in zwei Raten und zwar der erſten ſofort 


ber jetzt bei Totalſchäden die Zahlung der Brandſ N 
Br ſobald das Gebäude unter Dach gebracht und der Nachweis darüber 


nach dem Brandſchaden, der zweiten, 
geführt iſt, daß 


Beſchädigten werden alſo jetzt weit früher, als bisher, ö . N 
darauf aufmerkſam gemacht, daß nach §. 54 bei Totalſchäden die ganze Entſchädigungsſumme jofort gezahlt 
werden kann, wenn der Beſchädigte — die genügende Verwendung derſelben eine von der Provinzial⸗Direktion 


als annehmbar erkannte Bürgſchaft leiſtet. 


) Auch bei Partialſchäden werden die Beſchädigten fortan früher, als ſeither, in den Beſitz der Ent⸗ 
schädigung gelangen, indem nach S. 54 die ganze Entſchädigung ſofort gezahlt werden kann, wenn entweder 


Bekanntmachung, 


Reſerve- und Wehrmänner 1. Auf⸗ 


§. 13 beginnen ſofort begehrte neue Verſicherungen und Erhöhungen beſtehender Verſiche⸗ 
rungen, ſofern ſie von der unterzeichneten Direktion ohne Weiteres genehmigt werden, mit der Mittagsſtunde 
rungsnehmers bei der Kreisdirektion, oder im Fall der unmit⸗ 


die erſte Rate der Brandentſchädigungsſumme in das Gebäude verwendet worden. 
in den Beſitz der Entſchädigung gelangen. 


Nach §. 65 des Reglements vom 5. Januar 1836 hatte in der Regel jeder Verſicherte, welcher ein 


Gebäude durch Brand gänzlich verlor, gegen die Sozietät die Verpflichtung, das abgebrannte Gebäude auf der⸗ 


Die 
Auch wird 


Etabliſſement Vietoria-Park unter] 5 


gebots, welche in Poſen wohnen, und für den billigen Bedingungen zu verkaufen. Näheres 


gegenüber nicht die Verpflichtung, 
reſp. der Ortspolizeibehörde beizubringen. 

k) Nach F. 93 des revidirten Reglements können Entſchädigungen oder Vergütungen für die zum Zweck 
öſchung des Brandes nothwendigerweiſe erfolgten Beſchädigungen nicht verſicherter Gebäude 
ſtände, z. B. Zäune, Bewährungen, 


Zahlung der Entſchädigung an den 
Die Rechte der Hypothekengläubiger 
welche nichts zu wünſchen übrig laſſen wird. 


ſelben Stelle wieder herzuſtellen, wenn nicht nach §. 66 letzteres von der königlichen Regierung unterſagt oder 
der Abgebrannte hiervon durch dieſelbe unter Zuſtimmung der Kreisſtände entbunden wurde. Nach S. 66 des 
revidirten Reglements hat aber der Verſicherte, deſſen Gebäude durch Brand gänzlich zerſtört iſt, der Sozietät 
daſſelbe herzuſtellen und nur den Konſens der Hypothekengläubiger, ſo wie 


und Gegen⸗ 


ö N N „Gärten u. ſ. w. von der Provinzial⸗Direktion gewährt werden, jedoch 
nur in jo weit, als durch ſolche eine Gefahr von den bei ihr verficherten Gebäuden abgewendet iſt. 
II. In Anſehung der Hypothekengläubiger. 

a) Nach $. 59 des Reglements vom 5. Januar 1836 war das Intereſſe der hypothekariſchen Gläubiger 
oder anderer Realberechtigter nicht von Amts wegen Seitens der Sozietät zu beachten, während dies nach 8.58 
des revidirten Reglements jetzt geſchieht, ohne daß es einer E 
in das Kataſter bedarf. 

b) Nach S. 59 des rev. Reglements darf kein Verſicherter, auf deſſen Grundſtücken Hypothekenſchulden 
haften, mit ſeinen Gebäuden freiwillig aus der Sozietät ausſcheiden oder die Verſicherungsſumme freiwillig 
herunterſetzen, wenn nicht der Konjens der Hypothekengläubiger beigebracht iſt. 

c) In den Fällen der unfreiwilligen Yöihung oder nothwendig befundenen Herabſetzung der Verſiche⸗ 
rungsſumme hat nach §. 60 die Direktion den eingetragenen Gläubigern Nachricht zu geben. 

d) Selbſt wenn den Verſicherten ein Anſpruch auf die Brandentſchädigung wegen doppelter Verſicherung 
oder Brandſtiftung nicht zufteht, ſo iſt die Sozietät nach §. 61 dennoch verpflichtet, dieſelbe den Hypotheken⸗ 
gläubigern inſoweit zu zahlen, als dieſelben aus dem verpflichteten Grundſtück, oder, wenn ihnen zugleich ein 
perſönliches Recht gegen den Eigenthümer dieſes Grundſtückes zuſteht, auch aus deſſen ſonſtigem Vermögen 
wegen ihrer Hypothekenforderung nicht zur Hebung gelangen. 

e) Wenn ein abgebranntes Gebäude nicht wiederhergeſtellt wird, kann nach den SS. 63, 66 und 67 die 
Verſicherten nur mit Genehmigung der Hypothelengläubiger erfolgen. 
ſind hiernach durch die Direktion in einer Weiſe wahrzunehmen, 


intragung der Rechte der Gläubiger 


Poſen, den 8. Januar 1864. 


Ge. 


Provinzial⸗ Feuer Sozietäts Direktion, 


Stüc ſchwere Maſtſchweine und 5] Ein Lehrling findet, aneh un 


Ismer’s Apotbete. 


betreffend das Militär-Griabgeichäft| satt einer Mobilmachung, wegen häuslicher Königsſtraße Nr. 18. g. Tauber. Stück fette Ochſen ſteben auf dem Domi- 12... 
f in Pof ſabzeſch oder gewerblicher Verhältniſſe Zurückſtellung Uhren⸗ Gold⸗ Silber⸗ Wö⸗ nium Soon, Kreis Wreſchen, zum] , Herr S. „. Seholkz wolle wegen wich⸗ 
in Poſen. beanſpruchen, haben ihre Geſuche mit Angabe hrenz, Old⸗, Silber-, Mö⸗ Verkauf. tiger geſchäftlicher Nachrichten ſogleich nach 
Die Muſterung der Militärpflichtigen in derſder Gründe bis zum 24. d. Mts. bei dem bel⸗ Kleider: Wa en: (He: 185 r l Poſen kommen. 
Stadt Poſen findet ftatt im König ſchen Lo⸗Magiſtrat einzureichen. Außerdem haben fie 3 5 9 B12 | RES Der B er 5 
kal, vor dem Eichwaldsthor links: am Tage der Muſterung der Heerespflichtigen treide⸗ und Cognac⸗Auktion f B d f f ] Bei meiner Verſetzung von Mur. Goslin 
am 27. Januar für das 1 Polizeirevier, des Reviers, in dem auch fe wohnen, im] Im Auftrage des königlichen Kreisgerichts a DODer auf n ae an ſage ich allen meinen 
2 2 g ? i III. z füt ein wüde. See ache binden s hier werde ich Mittwoch den 13. Ja⸗ aus meiner Negretti⸗Heerde bat begonnen. wobl! en und Bekannten ein berzliches Lebe: 
. - ückſichtigt. nuar c. Vormittags von 9 Uhr ab in dem Beo bei Stargard i. P., „ Meile] Mur. Goslin, den 11. Januar 1864. 
„I. Februar - V : 8 "ofen, den 8. Januar 1864 f von ende, Jaunaz. 1864. Br. Donig. Poſtexped 
- 2»  Koofung der jährigen. Königl. Bolizeipräfident v. Bacrenfprnug Auktionslokale Magazinſtr. 1, Ka u c ⸗ 
Verpflichtet zur Muſterung find und] ge Pelle — — — eine gute goldene Aukeruhr mit langer „Notiz. Die Geſchichte der v. Maltzahn⸗ HF Männer- IL. 
müſſen um 7¼ Uhr früh, reinlich gekleidet, im Handelsregiſter Kette, 19 filberne Eßlöffel, einen gu⸗Sommersdorffer, von mir bieber überſiedel⸗ AF € v R 
kal anweſend ſein: a Die Fi Aug. L. Seidel ift erloſchenſ ten Biberpelz, diverſe Möbel, Betten, ten Stammheerde reinen Blutes iſt auf Ver⸗ \ urn-Verein. HF 
1) alle, die im Jahre 1864 ihr 20. Lebensjahr d im Firmen⸗Reoiſt er unter Nr. 551 heute Kleidungsſtücke, 8 Viertel Getreide, einen langen gratis ab Klützow zu beziehen. D. O.] Dienſtag den 12. d. Mts. Abends 8 Uhr im 
erreichen, alſo 1844 geboren find, , gelöscht ent \ alten Arbeitswaagen, diverſes Hausgeräthc e A. gegen den nne Odeum: Hauptwerſammlung. 
2) alle älteren Militärpflichtigen im 21. bis In unſerm Firmen⸗Regiſter find folgende] zund eine Partie guten Cognac EI In biefiger, durch Geſund⸗ Tagesordnung: 
25. eg 1899 —— Br 1843, 1842, 1841,| angemeldete Firmen: „ gegen gleich baare Zah- Num N 1) Bericht über die Vereins⸗ und Vermögens- 
1840 und 1839 Geborenen) ) . . Nr. 695 Jedes Hirschmer, als fung verleigem — 1 e . Ele a Pane. de. 
i 8) die zum Militärdienittitchtig, aber noch deren Inbaber ber Kaufmann Julius Zobel, gerichtlicher Auktionator. 0 er 88 2) Abänderung der SS. 1 u. 2 der Satzungen. 


nicht eingeſtellt ſind: 9 
b) die als zeitig untüchtig vorläufig zurück⸗ 
eſtellt Find: 

3) ade früher Uebergegangenen, ohne Unter 
ſchied, ob fie in Poſen geboren und anfäßigfind 
oder. nur vorübergehend hier verweilen. 

Befreit pon der Geſtellung iſt: 

1) wer die Berechtigung zum 15 
freiwilligen Militärdienſt beſitzt, ſofern die 


Mil = 
A wer don er Bebarkenenth⸗ Erfagfon Bekanntmachung. 


1 . 8 f 9 s de 1 Hy Y 9 9 
miſſion endgültig ausgemuſtert oder zur Ersatz In unſer Firmen⸗Regiſter iſt nachſtebende 
di erve beſtimmt iſt. Atteſte und Ausweiel Eintragung erfolgt: 
über frübere Geſtellungen find zur Muſterung Nr. 100. 5 
e und vorzuzeigen. Beech e Firmen⸗Inhabers: 


a * > 5 22, 22 2 

Helr eide⸗ . ar F Au 3 abge⸗ 
2 ben, f Wunſch des Käufers, jetzt von 

un D W 4 U | ” S ü cke, Neigen edlen Böcken gedeckt werden Wonen, 


ey; ; Verkauf. — Ebenſo find nach der Schur 
Sackdrilliche in allen Breiten, 120 Stuck als Wollträger zu empfeklende 


Pferde⸗ und Schlafdecken, en 


Robert Schmidt =2 bei Schlicheingsbeim. 


rauſtadt.) 
ine Wohnung von 5 Stuben, Küche, Keller, 
1 5 
vorm. Anton Schmidt, 


Kirſchner zu Poſen. 

Nr. 696 It. Fischer , als deren Zu⸗ 
haber der Kaufmann Raphael Fiſcher 
zu Poſen, 

beute eingetragen worden. 

Poſen, den 7. Januar 1864. 

Königliches Kreisgerichl. 

I. Abtheilung. 


glieder pro 1864. 


Donnerſtag den 14. Januar i 


Statuten. 


Stuben Huche Keller Todesfälle. 
lzgelaß, ein großer Garten, it vom 1. April][Nrau \ 
ger au hen E Wartin 16, Prediger Böttcher in Mülkniz. 
die ” ei i a Eta⸗ — — 
een eignen ſich zum ffee⸗Eta Stadttheater in Poſen. 


Als Kassirer und Buch- 
halter wird für ein grosses Handlungs- 
hauss ein tüchtiger Kaufmann dauernd zu 
engagiren gewünscht. Die Stellung ist eine 


eerespflichtige, die zur Geſtellung verpflich⸗] Apotheker Freodatd Glasshagen 
tet ſind, die Meldung zur Stammrolle aberfin Obrzycko. 


i i ü Bezeichnung der Firma: 
noch nicht bewirkten, haben bis ene * 


ſpäteſtens zum 20. Jan cr. 74 der Eng aug 


beim Polizeikommiſſarius des Reviers, in wel] Eingetragen zufolge Verfügung vom 9. Januar. Donn 
chem fie wohnen, ſich perſönlich einzufinden. 1864, am 9, Januar 1864. Akten über das + } 75 meist unabhängige und mit einem Jahres- wärtiger 
Reklamation. Heeresyflichtige, die wegen Firmen⸗Regiſter Band VII. S. 5.) Wäſche, Färberei u. Moderniſtranſtalt einkommen von 1000 Thlrn. und Tantiemen 
bänslicher Verhältniſſe Befreiung vom Mili⸗ iſcher, Kreisgerichts⸗Sekretär. von Pauline Hahn verbunden. 
tärdienſt beanſpruchen, haben dies bei dem Po-] Samter, den 9. Januar 1864. 8 K Je Ferner Kbum mehrere ie 
lizeikommiſſarius, bei dem fie zur Stammrolle Königliches Kreisgericht. in Poſen, St. Martin u. Wilhelmisſtraßen⸗ge, Buchhalter und Kommi's 
angemeldet ſind, vedhtzeiig anzuzeigen un die I. Abtheilung. Ecke Nr. 78, vis -A- vis der Kirche. vortheilhafte Stellen in renommirten Hand- 
ur Rechtfertigung ihres Anſpruchs nöthigen — a ati — 
eweiſe beizubringen. Auf zu ſpäte und un: Polizeiliches. 
vollſtändige Reklamationen wird nicht gerück⸗ 


Mittwoch kein Theater. 


Herrſchaften: Die M 


den. Große Poſſe. 
Hiermit die ergebene Anzeige, daß die neuen lun e Me Salon 
Sorgen: die TOR ID Den f n 7 5 lie 

eingetroffen ſind. Demnach ſtelle ich die Bite, . Sete 
mix die denn doch unvermeidlichen Beſtellungen Mi 


En erhalten durch das merkanti- 
de Placirungs-Institut von 


Co. in Mertin, |Qudert. Egmont, 


Am 10. d. Mts. auf der Landſtraße entwen⸗ Träumerei, Abſchieds⸗ Sinfonie. 


l 5 Anstrasse 43 
tigt. 4 det: Ein Schoppenpelz mit dunkelgrünemſ recht zeitig, womöglich bald zu übergeben, da N Fünf Billets für 15 Sgr. ſind bei Hrn. 
olgen der Nichtmeldung oder Nicht⸗ Ueberzuge nebſt einer Brieftaſche, worin ein 75 bei 92222 Zeit und freien Arbeitskrüften Eine einzelne Frau, noch in dem beſten Alter[ Bote u. Vock und an der Falle zu baben. 


Kaſſenſchein über 25 Thlr. 5211 cht eine Stelle als Wirthſchafterin bei ei 
Ein Ri ut bis zum Preiſe von 60,000 ſpäter verwendet werden kann. ſucht eine Stelle ats? Bafterin bei einem 
E en Modiſten in den Provinzialſtädten, welchejaltenderrnoder auf einem beſondeeen Vorwerk, 


geſtellung: 
g Been f der ni an verab⸗⸗ Wr ee lauch mehr Serge zue Ausführung als ne „ne arte als Wiribſchafterin e een 
äumen oder bei der Muſterung feblen, wer⸗ raue + 8 
5 Dez 180 8 Nittergut bis zum Preiſe von . | . h 

es 1058 168 der; ard uten 200000 Kehle wird ohne Einmiſchung dritter act e a wollen, bin ae a —r Zu erfragen in der 

i uße bis zu 10 Thlr. oder GefängnißPerſonen zu kaufen geſucht. 5 ich gern bereit, N gewähren. ee u has 
die zu s Lagen beitsaft. Mienen u fh Offerten mit der genaueſten Preis-Angabe, ene b 5 lbendwaißralder und] Eine tüchtige Wirthin die aut tochen 
mit dem Einwande ſchußen daß er nicht vor⸗ Zablungsbedingungen, Größe und näherem Reisſtroh liefere ich denſelben zu Meßpreiſen. tan und mit der Melkerei untzugehen verſtebt, 
geladen oder daß der Muſterungstermin ihm Verhältniſſe ſind in Görlig poste restanteſ Täglich friſche Anftern findet ein ſofortiges Engagement auf den 
unter der Chiffer 4528 K. portofrei einzuſenden. U bei Carl Schipmann Nachf. !Dominium Gr. Nybno bei Kiſzkowo. 


5 | ergebenſt einladet 
unbekannt geblieben ſei. 3 


Zucht ſehr brauchbare Wahl der Vorſtands⸗ und Ausſchuß⸗Mit⸗ 
NM. 13. I A. 7. H G. d. B 


General-Verſammlung des Krankenkaſſen⸗ 
Vereins zur Berathung und Vollziehung der 


Auswärtige Familien- Nachrichten. 


fälle. Rentier Bunzel in Berlin, 
Frau Gräfin Finck v. Finckenſtein in Reitwein. 


Heute, neu einſtudirts Der Waſſerträ⸗ 
ger. Große Oper in 3 Akten von Cherubini. 


Donnerſtag. Auf vielſeitiges Verlangen aus⸗ 
i ! arquiſe von 
Vilette, oder: Ein Ball unter Sudıiakiy a 


Or. Schauſpiel in 5 A. von Ch. Birchpfeiffer. 
In Vorbereitung: Moderne Mensa: 


Mittwoch um 7 Uhr Salon Konzert. 
Songogo. Traumbilder. 


—— auch mehr Sorgfalt auf die Ausführung alsſund im Kochen und Haushalt wohlerfahren, n cee. 


— Ie cee. 
Mittwoch den 13. Januar Eisbeine, wozu 


. Flegel, Friedrichsſtr. 32, 


E 


W. 


Kaufmännifche Vereinigung zu Poſen. 


Geſchafteverſaunlung vom 12. Januar 1864. 
onds. Poſener 4% neue? 3 931 Gd., do. Rentenbriefe 
polniſche Banfnoten 851 


640 C8. 
Wetter: hell und kalt. Zan. 291 Br., + Gd., Jan.⸗Febr. 291 Br., 
Roggen 303 
agen geichäftelog, v. San; Nas April 50 Br. 201 Gd. Früh⸗ 
jahr 308 8 pril- Mai 211 8 1 ©. 


+ Gd. Per. . San a Ser e 
ite (mit Faß) matt, ne 0 8 Sin, p. Jan. 13% Br, 


31 Br + Gd. ‘ März 13% Br., Gd. April 136 Br., 
2, Mate Br. 17 Gd. Jun 1 M., Hd ey: 


Börfen-Telegramme. 
Berlin, den 12, Januar 1864. (Wolff’s telegr. Büreau.) 


Not. v. 11. Not. v. 11. 
1 N flau. | SO De nen 111 | 
Loko nee 36 36 | Januar 1 1 
Januar rare 35 | 355 | Brüblabr ...... 111 11 
Frühjahr 31 36 ondsbörſe: feſt. | 
Spiritus, flau Staatsſchuldſcheine 874 
P 14½% 144 [Neue Poſener 4% 
i 14% 14 elan briefe 984 933 
ar 144 144 [Polniſche Banknoten 86 855 
ubol, matt. | 
Stettin, den 12. Januar 1864. (Marcuse & Maass.) 
Not. v. 11. . = N 
Weizen, matt. Nai⸗ Juni € 
Leto 5 544 55 [Nüböd, matt. | 
F 581 55 Januax⸗Februar . . 11 11 
rühjahhnr 5689 564 April⸗ę⸗ñMa i 1 11 
oggen, flau | Spiritus, unverändert. 
F ona 13 135 
ee 34 Srübjabr Ra 14$ 145 
Frühjahe 358 l 351 l Mai⸗Ju m 144 141 
Produkten = Börje. 
Berlin, 11. Januar. Wind: OSO. Barometer: 28. Thermo⸗ 


meter: früh 3° —. Witterung: bedeckter Himmel. 

Es trat heute ein ziemlich umfangreiches Angebot von Roggen auf 
Termine in den Markt, Abgeber wollten zwar ſchlechteren Geboten kein Ge⸗ 
hör ſchenken, allein ſie mußten ſich fügen und erſt iu etwas gewichenen Kur⸗ 
ſen entfaltete ſich der Handel zu einiger Lebhaftigkeit, freilich ohne daß da⸗ 
durch der Haltung a a verliehen wurde. Loko iſt wenig umgeſetzt wor⸗ 
den. Feine Waare holte alten Preis. 

Rüböl verkehrte in ſchlaffer Haltung. Waare iſt reichlich da und im 
Allgemeinen wenig Kaufluſt zu bemerken. Die 10 Stande gekommenen 
went ei Abſchlüſſe laſſen Sue kleinen Rückgang erkennen. Get. 600 Ctr. 

Spiritus 1 0 eine Beachtung; allerdings wollten Verkäufer 
ſich ht zur Nachgiebigkeit perliehen, daher kam es bei kaum veränderten 
Preiß nur zu verei ER Geſchäften 

Weizen: ohne Aenderung 
Hafer: 155 gut preisbaltend, Termine unverändert. 


e . 2100 * ) loko 50 a 58 Rt. nach Qualität, exquiſit weiß. 
poln a Bahn b. 

99 J 0.20 2099 6 loko 2 neuer 36} a 37 Rt. ab Bahn bz., 
1 a ahn b3., 3. u. Br., „ Jan. 
Sehr. d br. do., Febr. Yan 8 15 364 a 36 6. „Br. u. De ai⸗Juni 

361 bz., Juni⸗Juli 38 a 3 Gd., 373 Br., Juli 378 bz 
Geste o 1750 Pfd. ) dense! 30 a 34 Ri., kleine do. * 


Hafer es 1200 Pfd.) loko 22 a 23 Rt. nach Qualität, er 224 
Rt. ab Bahn Mn fein do. 22 Rt. do., Jan. 22 Rt. nominell, J Kam. 
do., e 233 bz., Mai⸗Juni 230 bz., Juni⸗Juli 234 Br., Ni- ug. hi 
De ik ir. 244 bi. 


6 
Bohn br en (P. 25 Schffl.) Kochwaare 37 a 48 Rt., Futterwaare 372 Rt. 


Maker ans 83 a 85 Rt., Winterrübſen 82 a 83 Rt. 

Ruüböl (p. m; Pfd. obne Faß) 8 üffiges 11% a 114 Rt. bz. 
n au Br. Jan. 115 % a 114 bz., Br. u. Gd., Jan. ‚ehr 110 Pr. 

14 Gd., Mar; 114 65 el als 

Meal Jun LE als by. gs „118 Br., Septbr.-Oftbr, 1 % bz. 

Leinöl loko 135 Mt. B 

Spiritus a loko obne Faß 144 a 14½ Rt. bz., Jan. 143 
a 14 bz. Br. u. Gd⸗ n.⸗Febr. do., Febr.⸗März 14% bz, Br. u. Gd. 
April⸗ Mai ee b. u. Gd., Br., Mai: Juni 1539 a 15½ 05. 
b Gd., 15% Br., Juni⸗Juli 15% b3. u. 8 1535 Br., Juli⸗Aug. 15%, 

„158 Br., 151 Gd., Aug.⸗Septbr. 16 bz. Een 

A 


Mebl.“ Wir notiren: Weizenmehl 0. 30 83 
Re Roggenmehl 0. 3225, 0. und 1. 28 4 21 15 p. Ge 8. 0 rl 


ab 


Stettin, 11. Januar. Das ke dauert nn heute Starker 
Nebel. — 3 Grad R. Die Schifffahrt in der Oſtſee iſt mit Ausnahme der 
Außenhäfen gänzlich geſchloſſen. Im 8 blieb es ſehr ſtille, wozu die 
51 u die politiſchen Verhältniſſe beitrugen. 

An örſe. [Amtlicher a Weizen wenig 
n loto p. 8öpfd. gelber 5055 Rt. bz., weiß. 56 bz., ganz ord. galiz. 
& 55 10 da 971 Gd, Jan. gar 55 Br., b. Frühjahr 563 bz. u. Br., 4 

kai⸗Juni 57 
gen wenig a p. 2000pfd. loko 34—344 Rt. bz, Jan. den 
34 Gb. 1 2 ⸗März 344 bz., Frühj. 355, us b3., Mai⸗Juni 36 Br. u. G 

Gerſte lolo p. 70pfd. märk. 30-305 Rt. b3. 

afer lofo b. Boni, 221. Rt. bi, p. Wei 47/50pfd. er Gd. 

rbſen, Koch⸗, loko 37 Rt. bz., ie Lieferung 374 Br., 37 Gd. 
Wies che loko 11 Rt. bz. u. Br., Yan. Febr. 11 Br., April Mai 
11% Br. u. Gd., Septbr.⸗Oltbr. 114 Br. 

Spiritus unverändert, loko ohne Faß 135 Rt. bz., Jan.⸗Febr. 1344 
Gd., Febr. © ärz 143 Br., . bz. 25 85 ſucc. Lief. 14 bz., Frühjahr 
144 Br., Gd., Mat- Juni in Br. 1 

Leinöl ole inkl. Faß 134 R 1 6 94 April- Mai 125 Br., 127 Gd. 

Baumöl, Malaga 175 Rt. Bi! „17% Gd. 

Schott. Thran 234 175 . 

Harz, franz. 94-91 N hat: 8 

Banca- Zinn 43-433 Rt. gef. (Oſtſ.⸗Ztg.) 

Breslau, 11. Januar. [Produktenmarkt. Wetter: bewölkter 
8 Froſt. Wind: Oft, früh 4° Kälte. Barometer: 28” 2}. Der 

eee r blieb am beutigen Markte ſehr beſchränkt, zumal auch das 
hieſige königl. Proviantamt ſich unthätig als Käufer zeigte. 

Weizen wurde ſchwach beachtet, wir notiren: p. 84pfd. weiß. ſchleſ. 
52 — 67 Sgr., gelb. 52—60 Sgr., feinſte Sorten über Notiz bz. 

Noggen anfangs feſt, wurde aus vorerwähntem Grunde am Schluſſe 
des Marktes wenig beachtet und blieb ſchließlich Mehreres unverkauft, p. 
Säpfd, mit 38 — 42 Sgr., feinſter 43 Sgr. bz. 

Gerſte 12 855 umgeſetzt, p. 70pfd. 30—34 Sgr., feinſte bis 37 Sgr. 

Hafer ſtille, p. 50pfd. 27—29 Sgr. 

Kocher bſen ſtarko erirt 4850 Sgr. Futter- 44-46 Sgr. p. 90pfd. 

Bohnen, galiz. 60 — 64 Sgr., ſchleſ. 65 — 72 Sgr. P. 90pfd. 

Wicken 44—48 Sgr 

Oelſaaten 9 Winterraps 182—192—202 Sgr., Winterrüb⸗ 
fen 172 — 182 — 192 Sgr., Sommerrübſen 148 — 158 — 166 Sgr. p. 150 
Pfd. Brutto b 

Rapstucen 47—52 Sgr. p. Ctr. 

chlaglein nur in feinſter Woare beachtet, wir notiren: 5—54 Rt., 
feinſte Sorten bis 6—64 Rt. p. 150 Pfd. Brutto. 

Kleeſaat wenig 11 8 roth im Preiſe unverändert, ordin. 10 — 106, 
mittel 11 15 fein 123 — 133, — 00 bis 133 Rt.; weiß matter, ord. 104 — 
135, mittel 151—16T, fein 171—18, bochfein 19 Rt. 

Kartoffel⸗Spiritus (pro 100 Quart zu 80 / Tralles) 13 Rt. Gd. 


Breslau, 1). Januar. 0 dt i or 0 
Kleeſgat jet feſt, ord. 105—108, Ae ah fein 123—134, hoch⸗ 
ein 134—133 Rt. Kleef aat . matt, ord. 103—13, mittel 134—16, 
kin 17-18, bochfein 14-198 


. 2000pfd.) unverändert, p. Jan. u. 9 1 
ärz 32% Br., April⸗Mai 334 Gd., } 1 Ur. nr 5 


U Roggen 
eizen p. Januar 48 Br. 


os ebr.⸗ 


Gerſte p. Januar 33 Br. 
afer p. Januar 36 Br., April⸗Mai 37 Gd. 
Se OL, (of 104 br, v. Jug 10g 
Rü wenig vera 188 5. P. Jan. 
Febr. Ben rs Di; 0 RD i m 55. * 
iritus wenig verändert, gef. 9000 Ort,, loko 3., P. Jan. u. 
Jan. Febr. 13—5 bz, Febr.⸗März 14 b3., April⸗Mai 14 Br. 
Zinks Rl. 16 Sör bn. Brest. Bols.) 


Magdeburg, 11. . 50—51 Thlr., 9 
Gerſte 32—36 Thlr., Safer 225 Tl 5 Ser en 
Kartoffelſpiritus. (DEE. Se on.) Sofotmanre:; in Nena: Frage, 
Termine ohne Angebot. Loko 141, an. — März 145 ohne l Jan., 
Jan. — Febr. 145, Febr. — Marz 1485 März —Auri il 141, April — Mal 
r. 8000 pCt. mit Uebernahme der Gebinde 
Rübenipiritug ſehr flau, loko 135 at, Ter⸗ 

mine ohne Angebot. ( 


Magdeb. Ztg.) 
Bromberg, 11. Januar. Wind: NO. E 
0 5 kt, Sritige 3 5 90 ie * — trübe. Mor⸗ 
Weizen 125/128pfd. ho un oth bis 83 d 24 L 
Aae Sm 43—45 Thlr., 128/130pfd. 45—47 Tble. ER Fe 
br. Blau: und ſchwarzſpitzige Sorten 5—8 Thlr. 
= Mie ben 120/125pfd. (78 Pfund 17 Loth bis 81 Pfund 25 Loth) 27— 
Kocherbſen bis 32 Thlr. — Futtererbſen bis 30 Thl 
Gerſte, große 26—28 Thlr., kleine 24—26 Thlr. 8 
Spiritus 134 Thlr. pr. 8000 Yo. (Bromb. Ztg.) 


Telegraphiſche Vörſenberichte. 


N Loko⸗ 
Naßf bei offener Schifffahrt, el matt, Mai 248, 
Oktober 244 5 e bleibt A: verkauft loko 1500 Sack 
Ku 155 a0 . 5 Sack Domingo, 1000 — Diverſe. 
ink, verkau r. loco wimmend 1 Str. 127%, 1000 Ctr. 
12%, 2000 Ctr. 123, 5000 Ctr. Frübjabr 123. 
Smferdam, 1, 5 in Se ge % f Weizen 
unverändert, ſtille en, Termine niedriger, ſonſt unverändert, 
Raps April 9 9 ktober 70. Rüböl Mai 398,9 40. 22 
London, 11. Januar. Getreidemarkt ee % d 
ruhig; Hafer einen halben Schilling billiger. — Wetter trübe. si 
Liverpool, 11. Jan. Baumwolle: 6000 Ballen Umſatz. Preiſe 
gegen vergangenen Sonnabend unverändert. 


Thlr., 


155, Mai — Juni 155 Thlr. p 
à 14 Thlr. pr. 100 Ort. 


5 11. Januar. S cr e ui 
Weizen, Liefer 


ſtille. 


Waſſerſiand der Warthe. 


Poſen, am 5 Januar 1864 Vormittags 8 Uhr 2 Fuß 5 Zoll. 
* 5 . s 3 2 16 


eee ee eee eee 
Telegramm. 


Berlin, 12. Januar. Im Abgeordnetenhauſe erneuert Rönne 
ſeinen Antrag auf Aufhebung der ruffifchen Kartellkonvention. Pei 
Derathung des Militäretats nimmt das Haus mit großer Majori- 
tät den Kommiffionsantrag an, daß alle Beamten des Ariegsmini- 
fteriums auf die Verſaſſung vereidigt werden ſollen. 


22 | . Auslandiſche Fonds. de Beige Kreditbt. 1 105 2 65 eee enn 991 5 St Feen , 15 hi 
7 — 10 do Oeſtr. Metalliques 5 | 6 emburger Bank 4 S. v. St. gar. 4 
Aulds- U. Ahtienböche : e e ee as |” ven 
5 ddo. 1 — Moldau. Land. Bk. | 31 etw bz u G[Cöln⸗Minden 01 de „Ser. 4 | 97 6 
Berlin, den 10. Januar e is ar San ve i 4 88 8 be l. 196 do. IV. Ser. 4h 101 G 
€ . 0. 14 u D. ——— 
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willige Anleihe 43 100 bz 6 liſche Anl. 5 reuß. Bank⸗Anth. 43 121 8 to. m. 4 894 bz daden St icht 4 28 G 
als 188915 An N. Ruff ie gl Ml, 55 3 do. Hypoth.-Berſ 4000 8 ber be ‚abi 9 8 Amſterd. Rotterd. 1 02 
do, 50, 52 bers, 4. 945 ez do. 4 do. do. Gertific.4} 1014 G 975 Berg, Märk. Lt. A. 4 105 8 Sac 2. Dip — 39, 
do. 54, 55, 57, u 100 87 do. v. J. 18025 87 bu G do. do. (Henkel) 4 105 G Mag dez Saba 100 © Yerlin-Unpart 14 1149 x. San, Kafı. a 
do. 1856 4100 bz Poln. Schatz. O. 4 71 bz u G Schleſ. Bankverein 4 19 etw u u ehe Wittenb. 44100 G — . 120 bz 99. (ein. in gel iz = bz 
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wm. St. Anl. 1855 3 1 90 [943 Geh) do. B. 200 Fl. — Vereinsbnk. Hamb. 4 1018 d e Märk. 1 re Erg 4 + b a San * 5 bz u 
taats. Schuldſch. 3 br. n. l. S. 4 er Weimar. Bank 86 o. cond Böhm. Westbahn 5 | 64: — 
Kur- uNeum. Schldo 38 88 G art. O. 300 l. 4 86) ebw b . —— — 5 conv. III. Ser. 1 94 G Bresl. Schw. Freib. 4 25 bz u B — 86 bz u 
Bet. Si a 4 . 1 855 — * Prioritäts - Obligationen. — 10 5 h sb Gi e 31 5 8 rer Te 
ee | 681 © Neue Bad. 8 01 6 Magen dünn 8 Gs „ri Wilh. 10 — — 1 an 50 dz el. n 
Gen Dörte, Obl. 5 1 3 efauerPräm.Anl.34 100 G (p. St.) . — — berſchleſ. Litt. A 4 — — o. Stamm⸗Pr. 44 — — Oörber Hättend. A. 8 | 96 
„Kur- u, Neu- 37 885 oz Lübecker Präm. Anl. 35 494 Rt. bz | do. III. Em. 4 — — Litt. B. 35 844 © do. 5 — — 
Moriſche 4 99 6 eee 40} uch, Hagen Mori es de. Lit. C. 4 93 05 adwigehef. Beth. 4 188 b. * 
e 40 9315 Bank. und Kredit- Aktien und 8 2 RS m. e — — 75 ZA Di = 63 ee 0 277 vz 8 ls an I 5 
0b. 3 ergiſch⸗Märkiſche 44 — — 0 itt. 3 — — . 
2 Mommerihe 3 98 bz 5 de. A. er el 98 do. Litt. F. 4 994 bz Magdeb. Wittenb. 4 66 bz echſel⸗Kurfe vom Pe 
J do. neue 4 | 98% bz Berl. Kaſſenverein 4 114 8 do. III. S. 31 (R. S.) 3 nie Selle Franzöſ. St. 3 248 90 Ma uz-Ludwigsh. 4 120 bu Amſtrd. 250 fl. 10T 3 1413 bz 
2 poſenſche 4 102} 8 Berl. Handels. Geſ. 4 1024 G o. Lit. B. 3 795 © Deſtr ſüdl. Staatsb. 3 252 Mecklenburger 4 50 do, 2 M. 3 140 bz 
Kdo. 10 85 v e rg 64 5 bz u G o. IV. Ser. 4 Ex Hu 955 balPr. 1 IS — — Medes Bet ; Fr DB 29 SE. 3 151% bz 
2. do. neue b remer 4 102 do Düfield Elberf. 4 er. 5 — — I 10 0. do. 3 150f ba 
Schleſiſche 92 0 Hande e i 89 8 8 5 III. Ser. 5 — — at l. Zweigb. 4 London 1 tr. 8M. 4 6. 181 6 
de. dran. _ — Dany, Priv, 8t. 4 | 961 @ m. 6 (Dm. See, 90 B Rheiniſche Pr. Obl. 4 — — ee rd. ah 4. 5750 v u 8 ar 400 f. 1 
Beftpreüiige 7 En b Darmſtädter Kred. 83 bz II. Ser. 44 — — do. v. Bu ame nt. 33 85 8 berſchl. Lt. A. u. C. 33 1455 bz ien 150 fl. 8 Ara 82 5 
ba do, Zettel⸗Bank 4 99 G Beri-Anhal 4 96 bz do. Prior. Obl. 43 96 bz ranz. Staat. ö 105 b3 do. do. 2 M. 5 82 a 
4 neue 4 925 B Deſſauer Kredit⸗B. 4 7 Mehr bz 44 99 bz do. Bu 96 bz Sar StB(Lom) 5 1137-4 bz Augsb. 2 21 56. 15 
Kur-u Neumärk. 4 368 bz Deſſauer Landesbk. 4 30 bz u B Beim Hamburg 4 89 G do. v. Staat garant. 44 — — 5 E Sie 4 555 65 AM. 
2 (Pommerſche 4 | 96 8 Disk, Komm. Ant in 934 bz u G . II. Em. 4 — — ede Nabe St. g. 44 98 8 Wanne Steel B) 4 — — Leipzig t00 Tlr. ST. 4] 99 8 
oſenſche 1 9 Genfer Kreditban 47% bz Berl. Potsd. Mg. A. 4 954 G II. Em. 44 88 8 4948-3 bz do. do. 2 991 G 
reußiſche 4 | 965 bz Geraer Bank 4 914 5 do. Litk. B. 4 96 G mae 44 — — de tamm-Pr. 4 1035 G petersb. 100 R. 3 W 4 | 954 bz 
Bent 1 | 97 8 Gothaer Privat do. 1 89 da do. Lit. C. 4 943 bz 0. Ser. 4 | — — ee 3 94 0 do. de. 3M.6 | 938 bz 
. Sa ie 4 Ar en A ER 96 G Berlin-Stettin 4 — — a do. 1 5 Ser. 4 974 B Ruff. Site x 50406 8 Gan 97 441098 55 
nig vatbk. 4 99 m. 4 925 b argard⸗Poſen — — 8 en arſchau 5 | 854 b 
— = 169 } Repitahmartt recht belebt. Geldmarkt feit, "N 51 63 


Breslau, 11. Januar. 
und blieben die Kurſe im Allgemeinen unverändert. 


Schluß kurſe. got Komm. ⸗Anth. — Oeſtr. Kredit⸗Bankakt. 744 G. 
Bankverein 100 bz u B U e 2 a. 1244 G. 
Sblig. Lit. D. 99 G. dito Prior, Oblig. Lit. E 


804 G. Oberſchleſ. Lit. A. u. C. 145 B. dito De 8. 1331 G. 
Do ationen 97 Rt dito Prior. u Lit, E. 81} B. Rheiniſche —. 
erger 491 G. do. Prior. Oblig. —. do. Prior. Oblig. —. 


— — 
Telegraphiſche Korreſpondenz für 
Wien, Montag 11. Januar. 
5% Metalliques 72, 70. 
National-Anfehen 80, 00. Kredit- Aktien 179, 90. St.Cifenb. Aktien⸗Cert. 189, 
Paris 47, 40. Böhmiſhe Weſtbahn 154, 25. Kreditlooſe 137, 80. 18607 
= 


bahn 247, 


belebtem U innländ. Anleihe 843. 
0 * ae Staats-Prämien⸗Anleihe —. Preußiſche 
Berliner Wechſel 105. Hamburger Wechſcl 88k. Londoner Wechſel 1178. 

964, Darmſtädter Bankakt. 209. Darmſtädter Zettelbank 249%, 


ditbant 108. 30% Spanier 503. 1% Spanier 40. Span. Kreditb. 


afteres Ge äft jedoch nur in öſtr. Effekten. 
Bei völlig unveränderter Haltung a die heutige Börſe änßerſt FR 


dito Prior. Pi 94 B. dito Prior.» 
Köln⸗Mindener Prior. 90 Br. 
dito Prior. Oblig. 94 B. 


do. Stamm⸗Prior. Oblig. —. 


Schluß⸗Kurſe der offieiellen Börſe.) Wenig Geſchäft. 
45 ⁰9 Meilhaus g. 1 90, 25. Bantattien 710 00. Nordbahn 167, 60 


ankfurt a. M., Montag 11. Januar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. 


Kaſſenſcheine 104 
ir Purer Wechſel 924 
Meininger Kreditaktien —. 
Span. Kreditb. Pereira —. 


Verantwortlicher Redakteur: Dr. jur, M. M. ZJochmus in Poſen. — Dru 


8 Looſe 524. 
Oeſtr. 

1860 773 G. 
Oeſtr. Looſe 70 Schleſ. Hamburg, Monta 
Neiße⸗Brieger | in öſtr. 1860er Looſen 
dito Prior. 


8 553 G. Koſel⸗ | 23% Spanier —. 


1 Konſols 91. 
öffnete ziemlich flau zu 66, 90, 
London 119, 80. Hamburg 90, 50. 0 ter Haltung zur Notiz. Auch 
e Voeſe 92, 90. Lombardiſche Eiſen⸗ 


Ziemlich feſte Haltung bei 


Ludwigs afen, Berbach 1873. 
4. Wiener Wechſel 
Luxembur er Kre- 
Span. Kreditb. v. Rothſ ld —. 


Schluß kurſe. 
anier —. 


1% Spanier 46 3% Spanier 
50% Ruſſen 76. dtn Bel 95. 


Badiſche Looſe 524. 

ational⸗Anlehen 643. Oeſtr. Franz. Stante.Cijenbahm Alten 184. Oeſtr. Bankantheile 770. 

ditaktien 1743. Oeſtr. i Rhein⸗Nahebahn 249. 38700 Ludwigsb. 122. 
ti 


Geld Pr r. 
Schlußkurfe, National ⸗Anleihe 66. 
Mexikaner 344. Vereinsbank 103}. 
bahn 55. Finnländ. Anleihe 848. „Diskonto 4. 
London, Montag 11. Januar, Nachmittags 3 Uhr. 
1% Spanier 46}. Mexikaner 364. 5%, Ruſſen 92. 


eichlich. Wetter kalt, doch ſchön. 


Paris, Montag 11. Januar, Nachm. 3 Uhr. 
ob ſich auf 66, 95, machte dann 66, 85 und ſchloß unbelebt, jedo 
taatsbahn ſehr feit. 
Konſols von Mittags 12 Uhr waren 91 
3% Rente 66, 


al. — 0 
bilier- Aktien 1030, 00 Lombard. Eiſenbahnaktien 522, 50. 
Amſterdam, Montag 11. Ser Nachm. 4 Uhr. 
5% Metalliques Lit. B. en 
g. 


ck und Verlag von W. Decker & Comp. in Poſen. 


/o Metalliques 58. 4% Metalligues 513. 1854r Looſe 2. 

Oeſtr. Kre 
Neueſte öſtr. 1 77 773 

nuten. Wenig Geſchaͤft; Umſatz faſt nur 

3 ſteigend. 

Oeſtr. Kreditaktien 741. Oeſtr. 1860er Looſe 764, 3% Spanier —. 


Norddeutiche Bank 102. Rheiniſche 933. Nord 


Türkiſche Konſols 468. 
Neue Rufen 883. 
Der Verkehr auf heutiger Börſe 10 te. 


Januar, Nachmittags 2 Uhr 30 


Sardinier 85. 
75 Nente er⸗ 
n ziemlich 
In den übrigen Wertbpapieren war das Ge aft leblos 
EN Beute . _ Safieiie 5% Mete 69, 40, 8 
% Rente —. alieniſche diente talieniſche neu 
1% Spanier 46. Heir Staats. Ciienbapmattien 400, 00 Re 
Preishaltend. 
3 29 *. 50 Nat. Anl. 8285 
Mexikaner 352. 975 tieglitz de 185555 


% Metalliques —. 24%, 
Holländische Integrale 63 
Hamburger Wechſel, kurz 355. . 


